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1.2.

1.2.1.

MASS DER BAULICHEN NUTZUNG
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 - 21a BauNVO)

0,8 max. zulässige Grundflächenzahl

1.2.2.

z.B. OK= 10,0m relative Höhe der baulichen Anlagen als Höchstgrenze in Metern
(§ 16 Abs. 2 BauNVO)

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 22 BauNVO) 
1.3. BAUWEISE

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 BauNVO) 

1.4.1.

ÜBERBAUBARE GRUNDSTÜCKSFLÄCHE1.4.

Baugrenze 

6,0 max. zulässige Baumassenzahl

1.2.3.

1.3.1. abweichende Bauweise 

VERKEHRSFLÄCHEN1.5.
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

Die Gebäudeoberkante (OK) wird als relatives Maß zum Bezugspunkt definiert. Bezugspunkt ist die Höhe der 
unmittelbar zugeordneten öffentlichen Straßenverkehrsfläche, gemessen in der Mitte der zur 
Straßenverkehrsfläche zugewandten Hauswand des Gebäudes. 

1.2.3.1.

a

1.3.1.1. Abweichend von der offenen Bauweise sind bauliche Anlagen mit einer Länge von mehr als 50,0 m zulässig.

GESETZLICHE GRUNDLAGEN DIESES BEBAUUNGSPLANES SIND:
DAS BAUGESETZBUCH (BauGB)

DIE BAUNUTZUNGSVERORDNUNG (BauNVO)

1.

1.1.

PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN
(§  9 BauGB und BauNVO)
ART DER BAULICHEN NUTZUNG
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 1-15 BauNVO)

Textliche Festsetzungen zum Bebauungsplan 
"Gewerbegebiet Ulmer Straße - Robert-Bosch-Straße"

DIE PLANZEICHENVERORDNUNG (PlanzV90) In der Fassung der Bekanntmachung vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58)
 zuletzt gändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 14.07.2021 (BGBI. I S. 1802, 1808)

In der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786)
zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 23.07.2023 (BGBI. I S. 2023 I Nr. 176)

In der Fassung der Bekanntmachung vom 14.08.2007 (GVBI. 2007, S. 588, BayRS 2132-1-B)
zuletzt geändert durch § 2 des Gesetzes vom 10.02.2023 (GVBI S. 22)

In der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634)
zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 03.07.2023 (BGBl. I 2023 I Nr. 176)

1.1.1.

Zulässig sind:
- Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser, Lagerplätze und öffentliche Betriebe
- Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude
- Anlagen für soziale Zwecke
- Anlagen für sportliche Zwecke

1.1.1.1.

1.1.1.2. Nicht zulässig sind gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO:
- Tankstellen
- Einzelhandelsbetriebe

Die unter § 8 Abs. 3 BauNVO aufgeführten Ausnahmen sind mit Ausnahme der Anlagen für sportliche und 
soziale Zwecke nicht Bestandteil des Bebauungsplanes und somit nicht zulässig.

Gewerbegebiet (§ 8 BauNVO)GE

1.4.1.1. Ausserhalb der überbaubaren Grundstücksflächen sind Stellplätze zulässig. Stellplätze mit einer direkten 
Ausfahrt auf die Erschließungsstraßen sind nicht zulässig.

Ausnahmsweise kann die zulässige Höhe der baulichen Anlagen für technische Aufbauten sowie 
Erschließungskerne auf einer Dachfläche von max. 5% um 3,0m überschritten werden. Es ist ein 
Mindestabstand von 1,50m zur Attikaaußenseite einzuhalten.

1.2.3.2.

1.1.1.3.

OK max= 10,0m

Bei einer möglichen Grundstücksteilung ist von der Ulmer Straße aus lediglich ein gesammelter Ein- und 
Ausfahrtsbereich (private Erschließungsstraße) zulässig.

1.5.1.1.

Ein- und Ausfahrtsbereiche1.5.1.

Anzupflanzende Bäume

1.7.2.1. An den durch Planzeichen gekennzeichneten Standorten sind Bäume der Artenliste 1-2 zu pflanzen, zu 
pflegen dauerhaft zu erhalten und bei Abgang zu ersetzen.

Die durch Planzeichen festgesetzten Bäume können zur Anpassung an die örtliche Situation (Zufahrten, 
Zugänge, Leitungen) verschoben werden. Die Anzahl der festgesetzten Bäume darf dabei nicht unterschritten 
werden.

1.7.2.2.

1.7.2.

ARTENLISTEN1.8.

ARTENSCHUTZRECHTLICHE VERMEIDUNGSMASSNAHMEN1.9.

1.9.1. Zur Vermeidung der Zugriffsverbote sind folgende Maßnahmen zu berücksichtigen:
Baufeldfreimachung:
Freiräumen des Baufeldes (Rodung von Gehölzen, Abräumen des Oberbodens) zwischen Anfang Oktober 
und Ende Februar. Bei einer Durchführung außerhalb dieses Zeitraumes ist durch eine Fachperson zu prüfen 
ob Vögel oder Fledermäuse auf der Vorhabenfläche vorkommen. Bei Nachweisen von Tieren ist das weitere 
Vorgehen mit der unteren Naturschutzbehörde abzustimmen.

Artenliste 1 - Großbäume
Pflanzgröße: Hochstamm, StU 18-20 cm, 3xv.

Acer platanoides - Spitzahorn
Acer pseudoplatanus - Bergahorn
Fagus sylvatica - Rotbuche
Ulmus glabra - Bergulme
Salix alba - Silberweide
Tilia cordata - Winterlinde 
Tilia platyphyllos - Sommerlinde

Artenliste 2 - Mittel- und Kleinbäume 7 - 20m
Pflanzgröße: Hochstamm, StU 16-18 cm.

Acer campestre - Feldahorn
Alnus glutinosa - Schwarzerle
Carpinus betulus - Hainbuche
Betula pendula - Hängebirke
Malus sylvestris - Holzapfel
Populus tremula - Zitterpappel, Espe
Prunus avium - Vogelkirsche
Prunus padus - Traubenkirsche
Pyrus pyraster - Wildbirne
Sorbus aucuparia - Eberesche

1.7.2.3.

1.11. NUTZUNGSSCHABLONE

OK max= 10,0m

Füllschema der 
Nutzungsschablone 

Grundflächenzahl
(GRZ)

Bauweise

Baumassenzahl
(BMZ)

Dachform 

Höhe der baulichen Anlagen 
(Höchstgrenze)

1.10.1.

ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN
(Art. 81 BayBO)

2.

Die vorgesehene Nutzung der Freiflächen und deren Bepflanzung ist vom Bauherren in einem 
Freiflächengestaltungsplan darzustellen und mit dem Bauantrag einzureichen.

Die nicht überbauten Grundstücksflächen sind als Grünflächen anzulegen und landschaftsgärtnerisch mit 
heimischen Bäumen, Sträuchern sowie als Stauden- oder Rasenfläche zu bepflanzen, zu pflegen, dauerhaft 
zu erhalten und bei Abgang zu ersetzen.
Kies-, Schotter und sonstige Materialschüttungen sind nicht zulässig.

Verstöße gegen die örtlichen Bauvorschriften werden als Ordnungswidrigkeiten gemäß Artikel 79 Abs. 1 
BayBO behandelt.

Standplätze für Müllbehälter, Schuttcontainer etc. sind durch Bepflanzung, Verkleidung oder bauliche 
Maßnahmen gegen die Einsicht von den öffentlichen Straßen und den Nachbargrundstücken abzuschirmen. 
Sie dürfen außerhalb der überbaubaren Flächen errichtet werden.

3.1.

3.2.

3.3. NIEDERSCHLAGSWASSER
Gesammeltes Niederschlagswasser aus Dachflächen, Pkw-Stellplätzen sowie privaten Hof- und 
Verkehrsflächen ist vorrangig flächenhaft über eine geeignete bewachsene Oberbodenschicht (z.B. über eine 
Mulde) in den Untergrund zu versickern. Sollte dies aufgrund der Untergrundverhältnisse nur mit 
unverhältnismäßigem Aufwand möglich sein, ist eine eingeschränkte Einleitung des Niederschlagswasser aus 
dem Baugrundstück in die öffentliche Regenwasserkanalisation zulässig.

In Anlehung an das DWA-Arbeitsblatt-117 darf, bei einer Wiederkehrzeit von t=5 Jahre, anteilig nur 15 Liter je 
(Sekunde und Hektar) Niederschlagswasser des Bemessungsregens von den versiegelten Flächen 
eingeleitet werden. Über diesen Anteil hinausgehende Niedeschlagswassermengen sind auf dem Grundstück 
regelkonform zurückzuhalten und dürfen nur mittels einer für die zulässige Gesamteinleitungsmenge justierter 
Abflussdrossel in die Regenwasserkanalisation abgeleitet werden. Eine den Anforderungen des DWA-A102 
genüge leistenden Vorbehandlung des Niederschlagswassers ist bauseits zu gewährleisten.
Die Anforderungen sind im Zuge eines Baugesuchs mittels eines in sich schlüssigen 
Regenwassergesamtkonzeptes nachvollziehbar darzulegen.

Die fachlichen Anforderungen der Niederschlagswasserfreistellungsverordnung (NWFreiV), die Technischen 
Regeln zum schadlosen Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser in das Grundwasser (TRENGW), 
das ATV Arbeitsblatt A 138 "Bau und Bemessung von Anlagen zur dezentralen Versickerung von nicht 
schädlich verunreinigtem Niederschlagswasser" sowie das ATV-Merkblatt M 153 "Handlungsempfehlungen 
zum Umgang mit Regenwasser" sind bei der Errichtung von Sickeranlagen zu beachten.

Für alle baukonstuktiven Elemente, die großflächig mit Niederschlagswasser in Berührung kommen (z.B. 
Dachdeckungen, Fallrohre etc.) sind Oberflächen aus Zink, Titan-Zink, Kupfer oder Blei unzulässig, sofern 
diese Oberflächen nicht mit geeigneten anderen Materialien (z.B. Kunststoff-Beschichtung) dauerhaft gegen 
Niederschlagswasser abgeschirmt werden. Dacheindeckungen aus nicht beschichtetem Kupfer, Zink, Titan-
Zink oder Blei sind nicht zulässig.

BODENSCHUTZ (§ 202 BauGB)3.4.
Mit dem natürlichen Bodenmaterial ist gemäß BBodSchV § 12, Vollzugshilfe zur BBodSchV § 12, DIN 19731, 
DIN 18915 sowie dem vorliegenden Leitfaden zum Schutz der Boden bei Auftrag vom kultivierbaren 
Bodenaushub bzw. zur Erhaltung fruchtbaren und kulturfähigen Bodenaushub bei Flächeninanspruchnahme 
schonend umzugehen. Die gesetzlichen und fachlichen Regelungen sind zu beachten und umzusetzen.

LÖSCHWASSERVERSORGUNG 3.5.
Der Löschwasserbedarf als Grundschutz entsprechend dem Bayerischen Feuerwehrgesetz (BayFwG) vom 
23. Dezember 1981 (zuletzt geändert am 26.03.2019) ist über die zentrale Trinkwasserversorgung nach 
Vorgaben des DVGW Arbeitsblatt W405 bereitzustellen. Die über den Grundschutz hinausgehende 
Löschwasserversorgung ist im Zuge des Objektschutzes durch den jeweiligen Eigentümer zu prüfen und 
sicherzustellen. 

ZUFAHRTSMÖGLICHKEITEN / RETTUNGSWEGE (Art. 5 BayBO) 3.6.
Zufahrtsmöglichkeiten und Rettungswege sind gemäß Art. 5 der BayBO zu gewährleisten. Die Zufahrten zu 
den verschiedenen Objekten, sowie gegebenenfalls notwendige Bewegungs- und Aufstellflächen für 
Feuerwehrfahrzeuge sind gemäß der "Richtlinie über Flächen für die Feuerwehr" auszuführen. Sie sind 
ständig frei zu halten. Bei den Kurvenradien und der Tragfähigkeit der öffentlichen Verkehrsflächen ist 
ebenfalls die "Richtlinie über Flächen für die Feuerwehr" zu beachten.

Die Nutzung von regenerativen Energien wird durch das Gebäude Energien Gesetz (GEG) des Bundes beim 
Neubau vorgegeben. Über die gesetzlichen Anforderungen hinausgehende Energieeinsparmaßnahmen 
werden ausdrücklich empfohlen.

Büro für Stadtplanung,
Zint & Häußler GmbH

MASSNAHMEN UND FLÄCHEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR ENTWICKLUNG VON NATUR 
UND LANDSCHAFT

1.6.

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGB)

Begrünung von Dächern:
Flachdächer der Haupt-, Nebengebäude, Garagen und Carports sind extensiv zu begrünen. Die 
Mindestsubstratstärke beträgt 12 cm. Ausgenommen sind ausschließlich Flächen für technische Aufbauten. 
Flächen unter Anlagen für Solarthermie und Photovoltaik sind zu begrünen.

1.6.2.

1.6.1. Begrenzung der Bodenversiegelung:
Stellplätze, Hofflächen und untergeordnete Wege der Privatgrundstücke sind mit wasserdurchlässigen 
Belägen (z.B. in Splittbett verlegtes Pflaster, Drainfugenpflaster,  Rasengittersteine, Schotterrasen, 
Kiesflächen, wassergebundene Decke,  etc.) zu versehen.

1.7.1.
private Grünflächen

1.7.1.1. Innerhalb der privaten Grünfläche sind an den gekennzeichneten Stellen Bäume der Artenliste 1 -2 und 
Sträucher der Artenliste 3 zu pflanzen. (Pflanzabstand: 1 Strauch pro 2,5 m² Grünfläche). Die private 
Grünfläche darf entlang der Ulmer Straße für Ein- und Ausfahrten unterbrochen werden.

Artenliste 3 - Sträucher
Pflanzqualität: Höhe 100-150 cm, 2xv. 

Cornus sanguinea - Gemeiner Hartriegel
Cornus mas - Kornelkirsche
Corylus avellana - Haselnuss
Euonymus europaeus - Pfaffenhütchen 
Ligustrum vulgare - Liguster
Lonicera xylosteum - Heckenkirsche
Prunus spinosa - Schlehe
Rhamnus frangula - Faulbaum
Rhamnus cathartica - Kreuzdorn
Rosa canina - Hundsrose
Salix caprea - Saalweide
Sambucus nigra - Schwarzer Holunder
Viburnum lantana - Wolliger Schneeball
Viburnum opulus - Gemeiner Schneeball

HINWEIS ZUR DENKMALPFLEGE3.8.
Bei allen Bodeneingriffen im Planungsgebiet muss damit gerechnet werden, dass man auf Bodendenkmäler 
stößt. Der betroffene Personenkreis (Eigentümer oder Besitzer der Grundstücke sowie Unternehmer und 
Leiter der Arbeiten) ist schriftlich auf die gesetzlichen Vorschriften zum Auffinden von Bodendenkmälern nach 
Art. 8 des Denkmalschutzgesetzes hinzuweisen.

Alle Beobachtungen und Funde (unter anderem auffällige Bodenverfärbungen, Holzreste, Mauern, Metall-
gegenstände, Scherben und Knochen) müssen unverzüglich, d.h. ohne schuldhaftes Zögern, dem Bay. 
Landesamt für Denkmalpflege (Klosterberg 8, 86672 Thierhaupten, Tel.: 08271/81570, Fax: 08271/815750) 
mitgeteilt werden.

Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis zum Ablauf einer Woche nach der Anzeige un-
verändert zu belassen, wenn nicht die Untere Denkmalschutzbehörde die Gegenstände freigibt oder die 
Fortsetzung der Arbeiten gestattet.

Eigentümer, dinglich Verfügungsberechtigte und unmittelbare Besitzer eines Grundstückes, auf dem 
Bodendenkmäler gefunden werden, können verpflichtet werden, die notwendigen Maßnahmen zur 
sachgerechten Bergung des Fundgegenstandes sowie zur Klärung der Fundumstände und zur Sicherung 
weiterer auf dem Grundstück vorhandener Bodendenkmäler zu dulden.

Aufgefundene Gegenstände sind dem Bayerischen Landesamt für Denkmapflege oder der 
Denkmalschutzbehörde unverzüglich zur Aufbewahrung zu übergeben, wenn die Gefahr ihres 
Abhandenkommens besteht.

Die Freiflächen der privaten Grundstücke sind als Grünflächen gärtnerisch anzulegen und zu unterhalten. 
Je 1.500 m² Grundstücksfläche ist zusätzlich zu den durch Planzeichen festgesetzten Bäumen mind. ein 
Baum gemäß der Artenliste 1 oder 2 zu pflanzen.

ALTLASTEN3.9.

Außenbeleuchtung:
Eine Außenbeleuchtung ist ausschließlich in insektenfreundlicher Ausführung (z.B. LED, warm weiß, gekoffert, 
nach unten gerichtete Leuchtstrahlung) zulässig. Eine direkte Beleuchtung von Gehölze ist zu unterbinden. 
Außenbeleuchtungen sind auf das notwendige Minimum zu reduzieren

618/1

WASSERSCHUTZGEBIET DER STADT SENDEN3.10.

1.17.

Zulässige Lärmemissionen nach der DIN 45691:2006-12 für eine Gliederung nach § 1, Abs. 4 Nr. 2 
BauNVO
Zulässig sind Vorhaben (Betriebe und Anlagen), deren Geräusche die in der folgenden Tabelle angegebenen 
Emissionskontingente LEK nach der DIN 45691:2006-12 "Geräuschkontingentierung" weder tags noch nachts 
überschreiten.
Hinweis: Nach der TA Lärm, der DIN 18005 und der DIN 45691 erstreckt sich der Tagzeitraum von 06:00 Uhr 
bis 22:00 Uhr und der Nachtzeitraum von 22:00 Uhr bis 06:00 Uhr.

Emissionskontingente tags und nachts in dB(A):

Zusatzkontingent
Sektor A

TF1

TF2

Zusatzkontingent
Sektor B

Zusatzkontingent
Sektor C

TF01 tags LEK = 58 dB(A) nachts LEK = 43 dB(A)

TF02 tags LEK = 67 dB(A) nachts LEK = 53 dB(A)

Die Berechnungen sind mit einer Nachkommastelle genau durchzuführen. 

Die Prüfung der Einhaltung der Emissionskontingente erfolgt für Immissionsorte außerhalb des Plangebietes 
nach der DIN 45691:2006-12, Abschnitt 5 in Verbindung mit Anlage A.2.

Erstreckt sich die Betriebsfläche eines Vorhabens über mehrere Teilflächen, so ist dieses Vorhaben dann 
zulässig, wenn der sich ergebende Beurteilungspegel nicht größer ist als die Summe der sich aus den 
Emissionskontingenten ergebenden Immissionskontingente.

Die Emissionskontingente dürfen nur für eine Anlage oder einen Betrieb herangezogen werden.

Als Bezugsfläche ist die in der Planzeichnung als Gewerbegebiet dargestellte Grundstücksfläche 
heranzuziehen.

Ein Vorhaben erfüllt auch dann die schalltechnischen Festsetzungen des Bebauungsplanes, wenn der 
Beurteilungspegel Lr den Immissionsrichtwert an den maßgeblichen Immissionsorten um mindestens 20 dB 
unterschreitet.

Als Einfallswinkel ist von 360 Grad auszugehen.

Es ist folgendes Zusatz-Emissionskontingent LEK,zus,k zulässig:

Sektor Anfang Ende
tags nachts

Zusatzkontingent LEK, zus

A

B

C

327 106 6,0 6,0

106 166 3,0 3,0

166 327 0,0 0,0

Die Winkelangaben der Tabelle beziehen sich auf den folgenden Bezugspunkt im UTM-Koordinatensystem 
(Zone 32).

Die Richtungsangabe (Winkelzunahme im Uhrzeigersinn) ist wie folgt definiert:
Norden 0 Grad
Osten 90 Grad
Süden 180 Grad
Westen270 Grad

Die Gesamtemission berechnet sich aus der Summe aller Emissionskontingente im Bebauungsplangebiet 
zuzüglich der Zusatz-Emissionskontingente LEK,zus,k.

Wenn es an schutzbedürftigen Nutzungen im Übergangsbereich von einem Sektor der Zusatzemission in den 
nächsten zu verschieden hohen Immissionskontingenten LIK,i,j kommt, so ist das jeweils niedrigere 
Immissionskontingent maßgeblich.

Hinweis:Bei der Neuerrichtung und Änderung von Bauvorhaben bzw. im Genehmigungsverfahren und 
Genehmigungsfreistellungsverfahren ist mit der Bauaufsichtsbehörde die Vorlage eines 
Lärmschutzgutachtens auf Basis der Ermächtigung der BauVorlV abzustimmen.

HINWEISE ZUM IMMISSIONSSCHUTZ3.11.

HINWEIS DES STAATLICHEN BAUAMTS KRUMBACH3.12.

BODENFUNKTIONSBEWERTUNG3.13.

DIE BAYERISCHE BAUORDNUNG (BayBO)

Dachform
siehe Textteil

0,8
GE -

6,0
a

FLÄCHEN ZUM ANPFLANZEN VON BÄUMEN, STRÄUCHERN, SONSTIGEN BEPFLANZUNGEN
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a) BauGB, § 9 Abs. 1 Nr. 25 b) und Abs. 6 BauGB)

1.7. SONSTIGE PLANZEICHEN1.10.

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans 
(§ 9 Abs.7BauGB)

Dachform
siehe Textteil

0,8
GE Art der 

baul. Nutzung 
Anzahl Vollgeschosse

(Höchstmaß)

2.1.

2.6.

2.2.

FREIFLÄCHENGESTALTUNG DER BAUGRUNDSTÜCKE

EINFRIEDUNGEN
Einfriedungen sind kleintiergängig und ohne Sockel bis zu einer Höhe von max. 2,0 m zulässig. 

DACHGESTALTUNG

Sonderdachformen können als Ausnahme zugelassen werden, sofern sie betriebsorganisatorisch sind und 
städtebauliche Bedenken nicht entgegenstehen.

2.4.

2.1.1.

2.2.1.

2.2.5.

2.4.1.

WERBEANLAGEN2.5.

FASSADENGESTALTUNG
Eine besonders auffällige, das Orts- und Landschaftsbild sowie die Grünordnung störende Gestaltung und 
Farbgebung ist unzulässig.

2.6.2.

-
6,0

a

Flachdächer

Pultdächer und versetzte Pultdächer bis 20° Dachneigung

FD

PD/vPD2.2.2.

Sonnenkollektoren und Photovoltaikanlagen sind auf den Dächern generell zulässig. Sie sind in der gleichen 
Neigung wie die Dachflächen auszugestalten.

2.2.6.

ORDNUNGSWIDRIGKEITEN

2.6.1.

2.7.
2.7.1.

2.5.1. Werbeanlagen sind grundsätzlich genehmigungspflichtig

2.5.2.

2.6.3.

3. HINWEISE

Abgrenzung des Wasserschutzgebietes der Stadt Senden - Zone IIIB 

bestehende Bebauung

3.7. ENERGIEEINSPARUNG

VERFAHRENSVERMERKE

Bebauungsplan
 "Gewerbegebiet 
Ulmer Straße - Robert-Bosch-Straße" 

Stadt Vöhringen

Maßstab 1 : 1.000

Planfertiger:

Stand: 25.04.2024

E N T W U R F

3 Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 
für den Vorentwurf des Bebauungsplanes in der Fassung vom .................... hat in der Zeit vom ................ 
bis ................ stattgefunden.

2 Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB mit öffentlicher Darlegung und Anhörung für den 
Vorentwurf des Bebauungsplanes in der Fassung vom .................... 
hat in der Zeit vom .................... bis .................... stattgefunden.

1 Der Stadtrat der Stadt Vöhringen hat in der Sitzung vom ................ die Aufstellung des Bebauungsplanes 
"Gewerbegebiet Ulmer Straße - Robert-Bosch-Straße"  beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde 
am ............... ortsüblich bekannt gemacht.

5 Zu dem Entwurf des Bebauungsplanes in der Fassung vom ............... wurden die Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom ............... bis ............... beteiligt.

4 Der Entwurf des Bebauungsplanes in der Fassung vom ................ wurde mit der Begründung gemäß 
§ 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom ............... bis ................ öffentlich ausgelegt

(Siegel)

(Siegel)

(Siegel)

6 Die Stadt Vöhringen hat mit Beschluss des Stadtrats vom .................... den Bebauungsplan gemäß 
§ 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung vom .................... als Satzung beschlossen.

Vöhringen, den ....................

...................................................................................................
Bürgermeister

9 Der Satzungsbeschluss zu dem Bebauungsplan wurde am .................... gemäß § 10 Abs. 3 Halbsatz 1 BauGB 
ortsüblich bekannt gemacht. Der Bebauungsplan ist damit in Kraft getreten.

Senden, den ....................

...................................................................................................
Bürgermeister

Sollten bei den Aushubarbeiten organoleptische Auffälligkeiten des Bodens festgestellt werden, die auf eine
schädliche Bodenveränderung oder Altlast hindeuten, ist unverzüglich die zuständige Bodenschutzbehörde 
(Kreisverwaltungsbehörde) zu benachrichtigen (Mitteilungspflichten gem. Art. 1 und 12 Abs. 2 BayBodSchG).

Werbeanlagen dürfen nur an der Erschließungsstraße zugewandten Fassadenfläche angebracht werden. Die 
von Werbeanlagen bedeckte Fassadenseite darf pro Fassadenseite max. 10% betragen.

2.5.3. Werbeanlagen auf dem Dach bzw. oberhalb der Attika, Lichtkegel oder Laserkegel (zu Werbezwecken), 
Wechsellichtanlagen, blickende Leuchtwerbung und Anlagen mit freiliegenden Leuchtstoffröhren sowie die 
Verwendung von Signalfarben und Fremdwerbungen sind nicht zulässig.

Satteldächer mit einer Neigung von 20° bis 38°SD2.2.3.

SheddächerShedD2.2.4.

Innerhalb der durch die Schutzzone IIIB tangierten FLäche sind die Verbotstatbeständes der Schutzgebiets-
verordnung vom 23.07.2023 zu berücksichtigen. 

VORKEHRUNGEN ZUM SCHUTZ VOR SCHÄDLICHEN UMWELTEINWIRKUNGEN IM SINNE DES 
BUNDESIMMISSIONSSCHUTZGESETZES

Bei der Neuerrichtung und Änderung von Bauvorhaben bzw. im Genehmigungsverfahren und Genehmigungs-
freistellungsverfahren ist mit der Bauaufsichtsbehörde die Vorlage eines Lärmschutzgutachtens auf Basis der
Ermächtigung der BauVorlV abzustimmen.

Die durch die landwirtschaftliche Nutzung der angrenzenden und umliegenden Flächen (auch Obstplantagen) 
entstehenden Lärm-, Staub und Geruchsimmissionen sind im gesamten Bebauungsplangebiet hinzunehmen. 
Dies gilt auch z.B. für Lärmimmissionen die bei besonderen Pflege- oder Erntetätigkeiten nachts entstehen.

Bei der Neuerrichtung und Änderung von schutzbedürftigen Nutzungen im Sinne der TA Lärm bzw. im Ge-
nehmigungsverfahren und Genehmigungsfreistellungsverfahren ist auf einen ausreichenden Schallschutz zu 
achten.

Das Staatliche Bauamt Krumbach macht darauf aufmerksam, dass wegen einwirkender Staub-, Lärm- und 
Abgasimmissionen für die Zukunft keinerlei Entschädigungsansprüche oder sonstige Forderungen gegen die 
Straßenbaulastträger erhoben werden können.

Nach Baugesetzbuch (BauGB) Anlage 1 (zu § 2 Absatz 4 und §§ 2a und 4c) ist für die vor-handenen Böden 
eine Bestandsaufnahme und Bewertung der im Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG) aufgeführten Boden-
funktionen durchzuführen. Insbesondere schutzwürdige Bö-den sind zu berücksichtigen und die Planung auf 
weniger wertvolle Böden zu lenken. Es wird empfohlen, einen qualifizierten Fachgutachter zu beauftragen. 
Ggf. vorhandene geogene oder großflächig siedlungsbedingte Bodenbelastungen sind zu berücksichtigen. 
Es sind geeignete Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich nachteiliger Auswirkungen
auf das Schutzgut Boden aufzuzeigen

Anlage 2
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1. Grundlagen 
1.1. Inhalt des Flächennutzungsplanes 

Das Plangebiet ist im rechtsgültigen Flächennutzungsplan der Stadt Vöhringen als 
Fläche für die Landwirtschaft dargestellt. Der Bebauungsplan kann somit nicht aus dem 
Flächennutzungsplan entwickelt werden. Der Flächennutzungsplan wird aus diesem 
Grund im Parallelverfahren gemäß § 8 Abs. 3 BauGB geändert. 

 

1.2. Sonstige örtliche Planungsvorgaben 
Der Plangebiet liegt außerhalb rechtskräftiger Bebauungspläne.  

 
 

2. Anlass und Ziel der Planung 
Im Geltungsbereich des Bebauungsplans liegen der Stadt Vöhringen mehrere Anfragen 
von Firmen zur Um- bzw. Neuansiedelung ihrer Betriebe vor. Zudem ist zeitnah innerhalb 
der Fläche ein Hackschnitzelkraftwerk zur Nahwärmeversorgung des örtlichen 
Seniorenheims sowie weiterer, interessierter Betriebe und Einrichtungen geplant. 

Das Plangebiet liegt außerhalb der bebauten Ortsteile und ist aufgrund der Größe dem 
Außenbereich gemäß § 35 zuzuordnen. Es besteht daher derzeit keine verbindliche 
Bauleitplanung. Das erforderliche Baurecht für die Planung des Gewerbegebietes wird 
durch einen qualifizierten Bebauungsplan gemäß § 30 Abs. 1 BauGB hergestellt. 

Mit der parallel durchzuführenden 19. Flächennutzungsplanänderung, sowie dem 
Bebauungsplan wird die planungsrechtliche Voraussetzung zur Erweiterung des 
Gewerbegebietes geschaffen 

 
 

3. Angaben zum Bestand 
Das Plangebiet liegt am nördlichen Rand von Vöhringen unmittelbar angrenzend an die 
gewerblichen Flächen der Ulmer Straße sowie der ST 2031. 

Die Flächen innerhalb des Geltungsbereichs werden derzeit landwirtschaftlich als Acker- 
und Wiesenflächen genutzt. Im südlichen Bereich besteht zudem eine landwirtschaftlich 
genutzte Bergehalle.  

Unmittelbar angrenzend befinden sich im Norden und Osten die Verkehrsflächen der 
Robert-Bosch-Straße sowie der Ulmer Straße. Südlich angrenzend besteht eine 
landwirtschaftliche Hofstelle (ehemalige Mühle) sowie im Westen weitere, 
landwirtschaftlich genutzte Flächen. 

Im weiteren Umfeld grenzen im Süden, Norden und Osten die gewerblichen Flächen im 
Bereich der Ulmer Straße, der Robert-Bosch-Straße sowie der Brücklesmühle an. 
Westlich bzw. nordwestlich besteht eine landwirtschaftliche Hofstelle sowie in einem 
Abstand von rund 250 m das Naherholungsgebiet am Vöhringer See. 

Das Vorhabengebiet umfasst die Grundstücke Flur Nr. 600, Nr. 602 Nr. 603 und Nr. 
618/1 (Teilfläche) mit einer Gesamtgröße von ca. 3,4 ha. 

 
 

4. Geplante städtebauliche Gestaltung 
Um vorrangig den Bedarf einer gewerblichen Vergrößerung oder Neustrukturierung von 
Betrieben gerecht zu werden ist innerhalb des Plangebietes die Ausweisung einer 
großen zusammenhängenden Gewerbefläche von ca. 3,4 ha vorgesehen. 

Der konkrete Ansiedelungswunsch des geplanten Hackschnitzelkraftwerks kann durch 
die zusammenhängende Gewerbefläche ebenfalls realisiert werden. Weitere, konkrete 
Hochbauplanungen seitens der ansiedlungswilligen Betriebe, liegen derzeit noch nicht 
vor. 



Bebauungsplan "Gewerbegebiet Ulmer Straße – Robert-Bosch-Straße" – Stadt Vöhringen Begründung 

 
3 

Die Erschließung des Gewerbegebietes erfolgt über die bestehenden Verkehrsflächen 
der Robert-Bosch-Straße sowie Ulmer Straße. 

 
 

5. Art der Verfahrensbetreuung 
Die Planung wird als qualifizierter Bebauungsplan gemäß § 30 Abs. 1 BauGB mit zwei 
Beteiligungsschritten gemäß §§ 3, 4 Abs. 1 und 2 BauGB mit Umweltbericht sowie der 
naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung durchgeführt. 

 
 

6. Planinhalt 
6.1 Art der baulichen Nutzung 

Die Art der baulichen Nutzung wird gemäß § 8 BauNVO einheitlich als Gewerbegebiet – 
GE festgesetzt. 

Zulässig sind dabei: 
- Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser, Lagerplätze und öffentliche Betriebe 
- Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude 
- Anlagen für sportliche und soziale Zwecke 
 

Nicht zulässig gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO sind: 
- Tankstellen 
- Einzelhandelsbetriebe  
- die Ausnahmen gemäß § 8 Abs. 3 BauNVO mit Ausnahme der Anlagen für sportliche 

und soziale Zwecke 
 

Mit der Zulässigkeit bzw. mit dem Ausschluss bestimmter Nutzungen im Gewerbegebiet 
soll eine strukturierte dem baulichen Umfeld angepasste Entwicklung der 
Gebietserweiterung gewährleistet werden.  

Vergnügungsstätten werden im Plangebiet ausgeschlossen da die 
Gewerbegebietsentwicklung und der Gewerbestandort Vöhringen gestärkt werden soll.  
 

Ebenfalls nicht zulässig sind Tankstellen, Anlagen für kirchliche, kulturelle und 
gesundheitliche Zwecke sowie Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonal und 
für Betriebsinhaber und Betriebsleiter.   
 

Aufgrund der Störeinflüsse und des Konfliktpotentials werden Betriebsleiterwohnungen 
ausgeschlossen. Tankstellen sowie Anlagen für kirchliche, kulturelle und 
gesundheitliche Zwecke werden ebenfalls ausgeschlossen, da die Entwicklung des 
Plangebiets für gewerbliche Nutzungen dienen soll. 
 

Zum Schutz und zur Stärkung der Attraktivität und Einzelhandelsfunktion der Stadt- und 
Ortskerne der umliegenden Städte und Gemeinden sind Einzelhandelsbetriebe mit 
innenstadtrelevanten Sortimenten, die an letzte Verbraucher verkaufen, im 
Geltungsbereich des Bebauungsplanes nicht zulässig. 

Die allgemeine Zweckbestimmung des Planungsgebietes bleibt auch mit den 
Einschränkungen bestehen. 

 

6.2 Maß der baulichen Nutzung 
Die Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung werden durch die zulässige 
Grundflächenzahl (GRZ), die maximal zulässige Höhe der baulichen Anlagen als 
Höchstgrenze sowie der Baumassenzahl bestimmt. 

Demnach wird die Grundflächenzahl einheitlich für den gesamten Geltungsbereich auf 
den Wert von 0,8 festgelegt. 

Die zulässige Höhe der baulichen Anlagen (OK) wird als relative Höhe mit einer 
Höchstgrenze definiert. Die Oberkante (OK) der baulichen Anlagen wird dabei auf 
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10,0 m über dem Bezugspunkt festgesetzt. Als Bezugspunkt wird die Höhe der jeweils 
angrenzenden Verkehrsfläche herangezogen. 

Die Baumassenzahl wird entsprechend der vorgesehenen Bebauung auf den Wert von 
6,0 festgesetzt.  

Mit den Festsetzungen der Grundflächenzahl, der Baumassenzahl und der maximal 
zulässigen Höhe werden, die für eine gewerbliche Nutzung erforderlichen 
Gebäudetypen ermöglicht. 

 

6.3 Bauweise und überbaubare Grundstücksflächen 
Die überbaubare Grundstücksfläche wird durch die Festsetzung von Baugrenzen 
bestimmt. Um bei der Vergabe der Gewerbegrundstücke auf die Bedürfnisse der 
Betriebe nach unterschiedlichen Grundstücksgrößen eingehen zu können wurde ein 
zusammenhängendes Baufenster festgesetzt und die Baugrenze auf 3m entsprechend 
der Mindesttiefe der Abstandsflächen gemäß der BayBO festgesetzt. 

Die Bauweise wird gemäß § 22 Abs. 4 BauNVO als abweichende Bauweise festgesetzt. 
Abweichend von der offenen Bauweise sind bauliche Anlagen mit einer Länge von mehr 
als 50,0m zulässig. 

Außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen sind Stellplätze zulässig. Stellplätze 
mit einer direkten Ausfahrt auf die Erschließungsstraßen sind nicht zulässig.  

 

6.4 Verkehrserschließung 
Die Erschließung des Plangebietes erfolgt ausgehend von der ST 2031 über die Ulmer 
Straße sowie die Robert-Bosch-Straße. 

Die Verkehrsflächen der Ulmer Straße sowie der Robert-Bosch-Straße sind im Hinblick 
auf die Straßenraumaufteilung so ausgebildet, dass diese für die Ausnahme des 
hinzukommenden Verkehrs ausreichend dimensioniert sind.  

Aufgrund dessen, dass derzeit eine konkrete Grundstückseinteilung nicht abzusehen ist, 
werden im Bebauungsplan keine internen Verkehrsflächen festgesetzt. Eine 
Erschließung der gewerblichen Bauflächen über die Robert-Bosch-Straße ist aufgrund 
der Ausbildung der Straße als Erschließungsstraße uneingeschränkt möglich.  

Die Ulmer Straße ist von ihrer Straßenraumaufteilung als überörtliche Verkehrsfläche 
ausgebildet. Daher wurde im Bebauungsplan festgesetzt, dass im Fall einer 
notwendigen, rückwertigen Erschließung der Grundstücksflächen diese gesammelt über 
lediglich eine Zufahrt erfolgen muss. 

 

6.5 Grünordnerische Festsetzungen 
Zur Sicherung der Durchgrünung des Gebietes werden im Rahmen der Grünordnung 
innerhalb des Plangebietes nachfolgende Festsetzungen getroffen. 

• Begrenzung der Bodenversiegelung durch Festsetzung wasserdurchlässiger Beläge 
für Zufahrten, Wege, Stellplätze und Plätze 

• Begrünung von Flachdächern der Haupt- und Nebengebäude, Garagen und Carports 
• Pflanzgebot für Bäume innerhalb privater Gewerbegebietsflächen 

 

6.6 Umweltbericht, Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung 
Für den Eingriff in Natur und Landschaft innerhalb des Plangebietes sind 
naturschutzrechtliche Ausgleichs-/ Kompensationsmaßnehmen gemäß § 1a Abs. 3 
BauGB erforderlich. 

Für das Vorhaben wird ein Umweltbericht erstellt, der Begründung ist. Im Umweltbericht 
werden neben der Bestandsaufnahme und -beschreibung der Umweltschutzgüter sowie 
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der Beschreibung der Auswirkungen des Vorhabens auf diese, geeignete Maßnahmen 
zur Vermeidung, Minimierung und Kompensation der Eingriffe beschrieben. 

Die naturschutzfachliche Eingriffsregelung ist ebenfalls im Umweltbericht aufgeführt. Auf 
Basis der Bayerischen Kompensationsverordnung wird die Bilanzierung des Eingriffs 
durchgeführt und der erforderliche Kompensationsbedarf errechnet und mit 
entsprechenden Kompensationsmaßnahmen ausgeglichen. 

 

6.8 Schallschutz 
Allgemeine Anforderungen 
In der Bauleitplanung sind nach § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB die Anforderungen an gesunde 
Wohnverhältnisse zu beachten. Es ist zu prüfen, inwiefern schädliche 
Umwelteinwirkungen (hier Lärmemissionen) nach § 3 Abs. 1 BImSchG verursacht 
werden und die Erwartungshaltung an den Lärmschutz erfüllt wird. 

Nach § 50 BImSchG sind bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen die für 
eine bestimmte Nutzung vorgesehenen Flächen einander so zuzuordnen, dass u.a. 
schädliche Umwelteinwirkungen auf die ausschließlich oder überwiegend dem Wohnen 
dienenden Gebiete, sowie auf sonstige schutzbedürftige Gebiete so weit wie möglich 
vermieden werden. 

Orientierungswerte des Beiblattes 1 zur DIN 18005 
Um zu beurteilen, ob durch die zukünftige Nutzung des Bebauungsplangebietes als 
Gewerbegebiet diese Anforderungen für die schutzbedürftigen Nutzungen hinsichtlich 
des Schallschutzes erfüllt sind, können die Orientierungswerte des Beiblattes 1 zur 
DIN 18005 herangezogen werden. 

Schutzbedürftige Nutzungen 
Die Definition der schutzbedürftigen Nutzungen richtet sich nach der Definition im 
Beiblatt 1 zur DIN 18005 (schutzbedürftige Gebiete) und nach der TA Lärm 
(Maßgeblicher Immissionsort). 

Zulässiges Immissionsniveau 
Die Kommune als Planungsträgerin gibt durch die Festsetzung von zulässigen 
Lärmemissionskontingenten vor, welche Lärmemissionen zukünftig aus dem 
Bebauungsplangebiet emittiert (abgestrahlt) werden dürfen. Auf Basis von normierten 
Rechenmethoden ergeben sich dann zulässige Lärmimmissionen (auch als 
Immissionskontingente bezeichnet) an den umliegenden schutzbedürftigen Nutzungen, 
die sich am Immissionsniveau orientieren. Unter Immissionsniveau sind die 
Lärmimmissionen zu verstehen, welche zukünftig zulässig sein sollen. Aus Sicht des 
Immissionsschutzes kann dabei auch ein Immissionsniveau unterhalb der 
Orientierungswerte durch die Kommune angestrebt werden. Dies ist z. B. dann 
angezeigt, wenn "auf der grünen Wiese" ein neues Gewerbegebiet ausgewiesen wird 
und weitere Gewerbegebiete geplant sind oder ein vorhandenes Wohngebiet als 
besonders schutzbedürftig eingestuft wird. Um wie viel dB(A) die Orientierungswerte 
unterschritten werden sollen, legt die Kommune fest und richtet sich nach den jeweils 
vorliegenden Gegebenheiten. 

Ebenso kann durch die Kommune ein Immissionsniveau oberhalb der 
Orientierungswerte im Rahmen sachgerechter Abwägung zugelassen werden. Dies ist 
z.B. dann möglich, wenn bereits Lärmimmissionen als Vorbelastung an den 
umliegenden schutzbedürftigen Nutzungen einwirken. 

 

Für die maximale Höhe des vorgesehenen Immissionsniveaus gibt es keine gesetzlichen 
Vorgaben. Als "Orientierung" kann auf die TA Lärm und die 16. BImSchV 
(Verkehrslärmschutzverordnung) zurückgegriffen werden.  
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In der TA Lärm wird für besondere Situationen unter Punkt 6.7 (Gemengelage) eine 
"Obergrenze" für zum Wohnen dienende Gebiete von 60 dB(A) tagsüber und 45 dB(A) 
nachts angegeben. Dabei gibt die TA Lärm aber keine Obergrenze der zulässigen 
Gewerbelärmimmissionen vor, sondern regelt, unter welchen schalltechnischen 
Bedingungen ein Betrieb oder eine Anlage genehmigungsfähig ist. Die TA Lärm lässt 
somit Lärmbelastungen zu, die dann, wenn ein Betrieb den Immissionsrichtwert bereits 
ausschöpft und zusätzlich weitere Betriebe nach dem „6-unter-Kriterium“ genehmigt 
wurden, weit über den Orientierungswerten des Beiblattes 1 zur DIN 18005 für 
Gewerbelärmimmissionen liegen können. 

In der 16. BImSchV werden für reine Wohngebiete und für allgemeine Wohngebiete 
Immissionsgrenzwerte von 59 dB(A) tagsüber und 49 dB(A) nachts angegeben.  

Die sich an der "Enteignungsschwelle" orientierenden Werte für das Immissionsniveau 
von 70 dB(A) tagsüber und 60 dB(A) nachts sollen in der Bauleitplanung nicht 
herangezogen werden, da hier die Einhaltung der Anforderung an gesunde 
Wohnverhältnisse nicht mehr sichergestellt ist. 

Zulässige Lärmemissionen nach der DIN 45691:2006-12 
"Geräuschkontingentierung" 
Um eine Überschreitung der zu Grunde zu legenden Gewerbelärmimmissionen an den 
schutzbedürftigen Nutzungen zu verhindern, wurden Emissionskontingente nach der 
DIN 45691:2006-12 für das Bebauungsplangebiet festgesetzt. 

Somit werden die umliegenden schutzbedürftigen Nutzungen vor unzumutbaren 
Lärmeinwirkungen geschützt. Ferner kann eine gerechte Verteilung der zulässigen 
Lärmemissionen auf das gesamte Bebauungsplangebiet sichergestellt werden. 

Die Festsetzung von Emissionskontingenten in Gewerbegebieten ist nach § 1 Abs. 4 
Baunutzungsverordnung zur Konkretisierung der besonderen Eigenschaften der 
Betriebe und Anlagen im Bebauungsplangebiet möglich.  

Durch die Festsetzung der Emissionskontingente wird somit geregelt, welche 
Schallemissionen die Betriebe und Anlagen im Plangebiet aufweisen dürfen. Mit dem 
festgesetzten Rechenverfahren ergibt sich dann für die umliegenden schutzbedürftigen 
Nutzungen das jeweilige Immissionskontingent. Rechtlich umstrittene Bezüge zu 
Gegebenheiten außerhalb des Plangebietes (Dämpfungen, Immissionsorte usw.) sind 
somit in diesem Bebauungsplan nicht erforderlich. 

Um der hier erforderlichen hohen Genauigkeit gerecht zu werden, sind die 
Berechnungen (in Abweichung zur DIN 45691) mit einer Nachkommastelle genau 
durchzuführen. 

Als Einfallswinkel ist von 360 Grad auszugehen. Somit ist festgelegt, dass z.B. die 
Eigenabschirmung einer Gebäudefassade eines betrachteten Wohngebäudes nicht 
herangezogen wird. 

Erstreckt sich die Betriebsfläche eines Vorhabens über mehrere Teilflächen, so ist 
dieses Vorhaben dann zulässig, wenn der sich ergebende Beurteilungspegel nicht 
größer ist als die Summe der sich aus den Emissionskontingenten ergebenden 
Immissionskontingente. Es werden somit alle Immissionskontingente LIK,i,j aus den 
Teilflächen (i) an den relevanten Immissionsorten (j) ermittelt und logarithmisch 
aufsummiert. 

Als Bezugsfläche ist die in der Planzeichnung als Gewerbegebiet dargestellte 
Grundstücksfläche heranzuziehen. 

 

Zusatzkontingent 
Es wurde ein Zusatz-Emissionskontingent (LEK,zus,k) festgesetzt. Die 
Schallabstrahlung der zukünftigen Anlagen auf dem jeweiligen Gelände innerhalb des 
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Geltungsbereiches wird vermutlich nicht der Richtungsabhängigkeit der festgesetzten 
Zusatz-Emissionskontingente entsprechen. Diese Richtungsabhängigkeit stellt vielmehr 
dar, nach welchen besonderen (Emissions-) Eigenschaften der Betriebe und Anlagen im 
Bebauungsplangebiet die Gliederung des Plangebietes erfolgt.  

Das Zusatz-Emissionskontingent (tags oder nachts) ist ein konstanter Wert für einen 
Sektor. 

Falls es an schutzbedürftigen Nutzungen im Übergangsbereich von einem Sektor der 
Zusatzemission in den nächsten zu verschieden hohen Immissionskontingenten LIK,i,j 
kommt, so ist im Sinne des Immissionsschutzes das jeweils niedrigere 
Immissionskontingent maßgeblich. Dies ist z.B. dann anzuwenden, wenn sich der 
Übergang von einem Sektor mit einem Zusatz-Emissionskontingent von 6 dB(A) in den 
nächsten Sektor mit einem Zusatz-Emissionskontingent von 3 dB(A) innerhalb einer 
Fassade eines Wohnhauses befindet. 

Das Zusatzkontingent gilt immer vom Winkel in der Spalte „Anfang zum Winkel in der 
Spalte „Ende“, wobei die Zunahme mathematisch negativ, also im Uhrzeigersinn erfolgt. 

Nachweis im Genehmigungsverfahren 
Im Rahmen eines nachfolgenden Genehmigungsverfahrens (nach BImSchG, Baurecht 
usw.) ist zu berechnen, welches Immissionskontingent (LIK,i,j) sich für die jeweilige 
Teilfläche ergibt.  

Dabei ist sicherzustellen, dass die Emissionskontingente nur einmalig herangezogen 
bzw. nicht doppelt vergeben werden dürfen. Dies könnte z.B. durch eine Auflage oder 
Bedingung im Genehmigungsbescheid erfolgen. 

Der Antragsteller muss die Einhaltung des so ermittelten Immissionskontingentes 
nachweisen. 

Dabei besteht keinerlei Zusammenhang zwischen der genauen Lage der Schallquelle 
und den flächenhaft verteilten Emissionskontingenten. Der Eigentümer der Fläche (und 
somit der Emissionskontingente) kann diese frei verteilen. Einzig wichtig dabei ist, dass 
er sein Immissionskontingent nicht überschreitet. Somit ist sichergestellt, dass an den 
umliegenden schutzbedürftigen Nutzungen nur die Lärmimmissionen entstehen, die die 
Kommune als Abwägungsgrundlage zugrunde gelegt hat. 

Ferner muss der Antragsteller die jeweiligen schalltechnischen Anforderungen, 
entsprechend dem in dem Genehmigungsverfahren einschlägigen Regelwerk (z.B. 
TA Lärm: Einhaltung der Immissionsrichtwerte, Berücksichtigung tieffrequenter 
Geräusche, etc.) nachweisen.  

Dies gilt für alle Immissionsorte, an denen der durch das geplante Vorhaben 
hervorgerufene Beurteilungspegel um weniger als 20 dB(A) unter dem 
Immissionsrichtwert (Relevanzgrenze nach der DIN 45691:2006-12) liegt. 

Es wurde von dem Wert von 15 dB(A) entsprechend der DIN 45691 abgewichen, damit 
das sich aus dem Relevanzkriterium ergebende Lärmimmissionskontingent an den 
relevanten Immissionsorten unter dem sich aus den Lärmemissionskontingenten 
ergebenden Immissionskontingent liegt. 

Es sind für die Ermittlung der Beurteilungspegel alle Lärmemissionen maßgeblich, die 
entsprechend dem jeweiligen Regelwerk im Genehmigungsverfahren einzustellen sind. 
Dies sind z.B. bei einem Genehmigungsverfahren nach BImSchG alle Lärmemissionen 
von ortsfesten und beweglichen Anlagen auf dem Betriebsgelände (z.B. 
Lärmemissionen von PKW- und LKW-Fahrvorgängen auf dem Betriebsgelände, 
Lärmemissionen von Fahrvorgängen auf Schienenanlagen, Lärmemissionen von Be- 
und Entladevorgängen von LKW auf dem Betriebsgelände, Lärmemissionen von 
Beschallungsanlagen, menschliche Stimmen usw.).  
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Zur Berechnung der zulässigen Immissionskontingente sind nur die schutzbedürftigen 
Räume in Gebäuden (bzw. bei unbebauten Flächen oder bebauten Flächen, die keine 
Gebäude mit schutzbedürftigen Räumen enthalten, an dem am stärksten betroffenen 
Rand der Fläche, wo nach dem Bau- und Planungsrecht Gebäude mit schutzbedürftigen 
Räumen erstellt werden dürfen) außerhalb des Bebauungsplangebietes heranzuziehen. 
Die Definition der schutzbedürftigen Räume richtet sich nach der TA Lärm (Maßgeblicher 
Immissionsort). Ein Nachweis der Einhaltung der zulässigen Immissionskontingente 
innerhalb des Plangebietes (z.B. an Bürogebäuden) ist nicht erforderlich. Der 
Schutzanspruch innerhalb des Plangebietes an benachbarten Grundstücken richtet sich 
ausschließlich nach der TA Lärm. 

Hinweis: Bei der Berechnung der tatsächlichen Immissionen im Rahmen des 
Genehmigungsverfahrens können auch Dämpfungen und Abschirmungen entsprechend 
der DIN ISO 9613-2 Akustik, Dämpfung des Schalls bei der Ausbreitung im Freien; Teil 
2: „Allgemeines Berechnungsverfahren" berücksichtigt werden. 

Die Beurteilungszeiträume tagsüber und nachts beziehen sich jeweils auf die Definition 
dieser Zeiträume in der TA Lärm. 

Festlegung der Kontingente 
Das festgesetzte Lärm-Immissionskontingent entspricht unter Berücksichtigung der 
Zusatzkontingente dem eines typischen Gewerbegebietes im Umfeld von 
schutzbedürftigen Nutzungen. Eine mögliche Einschränkung der bestehenden Nutzung 
innerhalb des Plangebietes durch die Planung kann als zumutbar angesehen werden. 

Lärmschutzgutachten im Genehmigungsverfahren 
In der Satzung wurde der Hinweis aufgenommen, dass bei der Neuerrichtung und 
Änderung von Bauvorhaben bzw. im Genehmigungsverfahren und 
Genehmigungsfreistellungsverfahren mit der Genehmigungsbehörde abzustimmen ist, 
ob ein gutachterlicher Nachweis der Einhaltung der sich aus der Satzung ergebenden 
Lärmimmissionen erforderlich ist. Dies gilt auch in Genehmigungsfreistellungsverfahren. 
Dieser Hinweis ist keine Grundlage der Abwägung, sondern soll sicherstellen, dass die 
Bauwerber sich frühzeitig mit der Genehmigungsbehörde in Verbindung setzen, um die 
Erforderlichkeit der Begutachtung abzuklären. Somit kann eine zeitliche Verzögerung im 
Genehmigungsverfahren im Sinne des Bauwerbers vermieden werden. 

Bewertung der Lärmimmissionen 
Die Lärmemission ist der Lärm, der von einem Betrieb oder von einer Fläche mit 
Emissionskontingenten ausgehen darf bzw. ausgeht. 

Die Lärmimmission ist der Lärm, der an einem Immissionsort (z.B. Wohngebäude) 
ankommt oder ankommen darf. 

Als Vorbelastung ist die Lärmimmission am jeweiligen Immissionsort definiert, die durch 
bestehende Gewerbebetriebe und durch zulässige Lärmemissionen aus umliegenden 
Bebauungsplangebieten (z.B. immissionswirksame flächenbezogene 
Schallleistungspegel in Gewerbe- und Industriegebieten) verursacht werden. 

Als Zusatzbelastung ist die Lärmimmission am jeweiligen Immissionsort definiert, die bei 
Ausschöpfung der festgesetzten Emissionskontingente (inklusive Zusatzkontingente) 
imitiert werden darf. 

Die Berechnungsergebnisse können dem Untersuchungsbericht der BEKON 
Lärmschutz & Akustik GmbH mit der Bezeichnung LA23-363-G01-01 vom 14.03.2024 
entnommen werden. 

Für die nachfolgend aufgeführten Immissionsorte mit einer Reduzierung der 
Orientierungswerte um 6 dB(A) ergibt sich die folgende Bewertung: 
Nach Punkt 3.2.1 Absatz 2 der TA Lärm liegen dann, wenn die um 6 dB(A) reduzierten 
Immissionsrichtwerte eingehalten werden, keine schädlichen Umwelteinwirkungen im 
Sinne des § 3 Abs. 1 BImSchG vor. 
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Geht man dabei von einer Vorbelastung aus, welche die Immissionsrichtwerte derzeit 
unterschreitet, so führt die Zusatzbelastung durch das Plangebiet zu keiner 
Überschreitung des Immissionsrichtwertes in Summe mit der Vorbelastung. 

Geht man davon aus, dass die Vorbelastung die Immissionsrichtwerte bereits 
ausschöpft, so führt die Zusatzbelastung aus dem Plangebiet zu einer Pegelerhöhung 
von ca. 1 dB(A). Dies ist nicht wahrnehmbar und zumutbar. 

Liegt die Vorbelastung im Bestand oberhalb der Immissionsrichtwerte, so liegt die 
Pegelzunahme bei weniger als 1 dB(A) und damit für die Summenbelastung unterhalb 
der Wahrnehmbarkeit. 

Liegt die Vorbelastung im Bestand 4 dB(A) über den Immissionsrichtwerten, so liegt die 
Zunahme bei weniger als 0,5 dB(A) und damit für die Summenbelastung unterhalb der 
Wahrnehmbarkeit sowie in der Rundungstoleranz. 

Aufgrund dieses Ansatzes kann auch ohne Ermittlung der Vorbelastung davon 
ausgegangen werden, dass die zusätzlichen Immissionen zu keinen unzumutbaren 
Pegelerhöhungen an  

den relevanten Immissionsorten führen, die Anforderungen an gesunde 
Wohnverhältnisse nach dem Baugesetzbuch erfüllt werden und keine schädlichen oder 
unzumutbare Lärmimmissionen hervorgerufen werden. 

Für die nachfolgend aufgeführten Immissionsorte mit einer Reduzierung der 
Orientierungswerte um 10 dB(A) ergibt sich die folgende Bewertung: 

Nach Punkt 2.2 der TA Lärm liegen dann, wenn die um 10 dB(A) reduzierten 
Immissionsrichtwerte eingehalten werden, keine schädlichen Umwelteinwirkungen im 
Sinne des § 3 Abs. 1 BImSchG vor, da es sich um keinen maßgeblichen Immissionsort 
handelt. 

Aufgrund dieses Ansatzes kann davon ausgegangen werden, dass die zusätzlichen 
Immissionen zu keinen relevanten Pegelerhöhungen an den relevanten Immissionsorten 
führen, die Anforderungen an gesunde Wohnverhältnisse nach dem Baugesetzbuch 
erfüllt werden und keine schädlichen oder unzumutbare Lärmimmissionen hervorgerufen 
werden. 

Damit kann davon ausgegangen werden, dass unabhängig von der tatsächlichen 
Vorbelastung durch das Plangebiet keine unzumutbare Lärmbelastung in der 
Summenwirkung auftritt: 

Geht man dabei von einer Vorbelastung aus, welche die Immissionsrichtwerte derzeit 
unterschreitet, so führt die Zusatzbelastung durch das Plangebiet zu keiner 
Überschreitung des Immissionsrichtwertes in Summe mit der Vorbelastung. 

Geht man davon aus, dass die Vorbelastung die Immissionsrichtwerte bereits 
ausschöpft, so führt die Zusatzbelastung aus dem Plangebiet zu einer Pegelerhöhung 
unter 0,5 dB(A). Dies ist nicht wahrnehmbar und zumutbar, zumal der zulässige 
Rundungswert die Einhaltung der Werte ergeben wird. 

Liegt die Vorbelastung im Bestand oberhalb der Immissionsrichtwerte, so liegt die 
Zunahme ebenfalls bei weniger als 0,5 dB(A) und damit für die Summenbelastung 
unterhalb der Wahrnehmbarkeit sowie in der Rundungstoleranz. 

Der Lärmbeitrag aus dem Planbereich ist damit für die Gesamtlärmsituation nicht 
relevant. 

Wahrnehmbarkeit von Pegeländerungen 
Zur Wahrnehmbarkeit von Pegeländerungen kann auf die Zusammenfassung des 
Umweltbundesamtes aus dem Jahre 2004 verwiesen werden. Diesem Bericht kann 
entnommen werden, dass Pegeländerungen ab 1 B(A) in günstigen Bedingungen 
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gerade noch wahrgenommen werden können. Pegeländerungen von 3 dB(A) werden in 
der Regel wahrgenommen.  

Es kann davon ausgegangen werden, dass Pegelanhebungen unter 1 dB(A) nicht 
wahrgenommen werden können, da es sich bei Gewerbelärmemissionen in der Regel 
nicht um kontinuierliche Geräuscheinwirkungen handelt deren Veränderung der Lautheit 
unmittelbar festgestellt werden kann. 

Zusatzkontingent 
Es wurde ein Zusatzkontingent vergeben. Die relevanten Immissionsorte befinden sich 
teilweise in Gebieten mit der Schutzwürdigkeit eines Gewerbe- oder Mischgebietes. In 
größerer Entfernung zum Plangebiet befinden sich weitere Gebiete mit einer höheren 
Schutzwürdigkeit z.B.: allgemeines Wohngebiet. Dort wurden keine Immissionsorte 
gesetzt, weil auf Grund der Entfernung eine Einhaltung der entsprechenden 
Orientierungswerte des Beiblattes 1 zur DIN 18005 als sichergestellt anzunehmen ist. 

Betrachtung der Gebiete anhand der einzelnen Immissionsorte 
(Die Lage der Immissionsorte IO ist der schalltechnischen Untersuchung zum 
Bebauungsplan mit der Bezeichnung LA23-363-G01-01 vom 14.03.2024 der BEKON 
Lärmschutz & Akustik GmbH zu entnehmen.) 

Bebauungsplangebiet „Naherholungsgebiet Vöhringer See“, Aussiedlerhof (IO01) 
Die Einstufung der Gebietsnutzung wurde dem Bebauungsplan „Naherholungsgebiet 
Vöhringer See“ entnommen. Für das Sondergebiet mit der Zweckbestimmung 
Aussiedlerhof wird die Schutzwürdigkeit eines Mischgebietes mit einem 
Orientierungswert von 60 dB(A) am Tag und 45 dB(A) in der Nacht angesetzt. Die 
Orientierungswerte wurden tagsüber und nachts um 6 dB(A) reduziert. 

Entsprechend der Systematik der TA Lärm sind Gewerbebetriebe genehmigungsfähig, 
wenn die zulässigen Immissionsrichtwerte um 6 dB(A) unterschritten werden. Die TA 
Lärm regelt dementsprechend nicht die zulässigen Immissionsrichtwerte sondern die 
Genehmigungsfähigkeit einer gewerblichen Nutzung. Bei einer Genehmigung mehrerer 
Gewerbebetriebe nach der TA Lärm können die geltenden Immissionsrichtwerte 
dementsprechend auch überschritten werden.  

Auf Grund der Nähe zu den bestehenden Gewerbe- und Industriegebieten im Umfeld 
kann davon ausgegangen werden, dass zumindest im Nachtzeitraum die 
Orientierungswerte an dem Immissionsort bereits überschritten werden. Im Sinne des 
vorbeugenden Immissionsschutzes im Rahmen der Bauleitplanung wird für das 
Plangebiet ein Lärm-Immissionskontingent festgesetzt, dass für alle zukünftigen 
Nutzungen innerhalb des Plangebietes die zulässigen Immissionsrichtwerte bzw. die 
Orientierungswerte ebenfalls um 6 dB(A) unterschreitet. Die sich durch diesen Ansatz 
möglicherweise ergebenden Pegelanhebungen werden daher als zumutbar angesehen. 

Die reduzierten Orientierungswerte werden durch die zulässigen Lärm-
Immissionskontingente aus dem Plangebiet unterschritten.  

Die sich ergebende Lärmbelastung aus dem Plangebiet kann als zumutbar angesehen 
werden. 

Bebauungsplangebiet „Gewerbe- und Industriegebiet Vöhringen Nord-West“, 
Gewerbegebiet (IO02) 
Die Einstufung der Schutzwürdigkeit wurde dem Bebauungsplan „Gewerbe- und 
Industriegebiet Vöhringen Nord-West“ entnommen. Die vorgegebenen 
Orientierungswerte von tagsüber 65 dB(A) und nachts 50 dB(A) wurden tagsüber und 
nachts um 6 dB(A) reduziert. Diese Reduzierung wird aus fachlicher Sicht im 
vorliegenden Fall als sinnvoll erachtet, da auch wenn zur Ermittlung der 
Lärmemissionskontingente eine Einwirkungsrichtung von 360°Grad angesetzt wird, im 
Vollzug die Lage des Immissionsortes am Gebäude entscheidend ist und entsprechende 
Abschirmungen (durch das eigene Gebäude) berücksichtigt werden können. Der 
Immissionsort befindet sich in südlicher Richtung nahe des Plangebietes. Ein 
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Immissionsort der sich an der Südfassade eines Gebäudes befindet und dann direkt zum 
Plangebiet zeigt, wird durch die umliegenden gewerblichen Nutzungen die aus Norden, 
Ost und Westen auf das Gebäude einwirken kaum belastet. Anders herum werden 
Immissionsorte die sich an den vom Plangebiet abgewandten Fassaden befinden durch 
die bereits vorhandenen gewerblichen Nutzungen stärker belastet, dafür aber durch das 
Plangebiet weniger.  

Die reduzierten Orientierungswerte werden durch die zulässigen Lärm-
Immissionskontingente aus dem Plangebiet unterschritten.  

Die sich ergebende Lärmbelastung aus dem Plangebiet kann als zumutbar angesehen 
werden. 

Bebauungsplangebiet „Gewerbegebiet Vöhringen Nord“, Gewerbegebiet (IO03) 
Die Einstufung der Schutzwürdigkeit wurde dem Bebauungsplan „Gewerbegebiet 
Vöhringen Nord“ entnommen. Die vorgegebenen Orientierungswerte von tagsüber 65 
dB(A) und nachts 50 dB(A) wurden tagsüber und nachts um 6 dB(A) reduziert. Diese 
Reduzierung wird aus fachlicher Sicht im vorliegenden Fall als sinnvoll erachtet, da auch 
wenn zur Ermittlung der Lärmemissionskontingente eine Einwirkungsrichtung von 
360°Grad angesetzt wird, im Vollzug die Lage des Immissionsortes am Gebäude 
entscheidend ist und entsprechende Abschirmungen (durch das eigene Gebäude) 
berücksichtigt werden können.  

Der Immissionsort befindet sich in östlicher Richtung nahe des Plangebietes. Ein 
Immissionsort der sich an der Westfassade eines Gebäudes befindet und dann direkt 
zum Plangebiet zeigt, wird durch die umliegenden gewerblichen Nutzungen die aus 
Norden, Ost und Süden auf das Gebäude einwirken kaum belastet. Anders herum 
werden Immissionsorte die sich an den vom Plangebiet abgewandten Fassaden 
befinden durch die bereits vorhandenen gewerblichen Nutzungen stärker belastet, dafür 
aber durch das Plangebiet weniger. 

Die reduzierten Orientierungswerte werden durch die zulässigen Lärm-
Immissionskontingente aus dem Plangebiet unterschritten.  

Die sich ergebende Lärmbelastung aus dem Plangebiet kann als zumutbar angesehen 
werden. 

Wohnnutzung im Außenbereich, Flurnummer 566 (IO04) 
Die Gebietseinstufung wurde uns von der Stadt Vöhringen mitgeteilt. Für das 
Wohngebäude im Außenbereich wird die Schutzwürdigkeit eines Mischgebietes mit 
einem Orientierungswert von 60 dB(A) am Tag und 45 dB(A) in der Nacht angesetzt. Die 
Orientierungswerte wurden tagsüber und nachts um 6 dB(A) reduziert. Diese 
Reduzierung wird aus fachlicher Sicht im vorliegenden Fall als sinnvoll erachtet, da auch 
wenn zur Ermittlung der Lärmemissionskontingente eine Einwirkungsrichtung von 
360°Grad angesetzt wird, im Vollzug die Lage des Immissionsortes am Gebäude 
entscheidend ist und entsprechende Abschirmungen (durch das eigene Gebäude) 
berücksichtigt werden können.  

Der Immissionsort befindet sich in südlicher Richtung nahe des Plangebietes. Ein 
Immissionsort der sich an der Nordfassade eines Gebäudes befindet und dann direkt 
zum Plangebiet zeigt, wird durch die umliegenden gewerblichen Nutzungen die aus 
Osten, Süden und Westen auf das Gebäude einwirken kaum belastet. Anders herum 
werden Immissionsorte die sich an den vom Plangebiet abgewandten Fassaden 
befinden durch die bereits vorhandenen gewerblichen Nutzungen stärker belastet, dafür 
aber durch das Plangebiet weniger. 

Die reduzierten Orientierungswerte werden durch die zulässigen Lärm-
Immissionskontingente aus dem Plangebiet leicht unterschritten.  

Die sich ergebende Lärmbelastung aus dem Plangebiet kann als zumutbar angesehen 
werden. 
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Bebauungsplangebiet „Gewerbegebiet Vöhringen Nord“, Gewerbegebiet (IO05) 
Die Einstufung der Schutzwürdigkeit wurde dem Bebauungsplan „Gewerbegebiet 
Vöhringen Nord“ entnommen. Die vorgegebenen Orientierungswerte von tagsüber 65 
dB(A) und nachts 50 dB(A) wurden tagsüber und nachts um 6 dB(A) reduziert. Diese 
Reduzierung wird im vorliegenden Fall aus fachlicher Sicht als sinnvoll erachtet, da auch 
wenn zur Ermittlung der Lärmemissionskontingente eine Einwirkungsrichtung von 
360°Grad angesetzt wird, im Vollzug die Lage des Immissionsortes am Gebäude 
entscheidend ist und entsprechende Abschirmungen (durch das eigene Gebäude) 
berücksichtigt werden können.  

Der Immissionsort befindet sich in südlicher Richtung nahe des Plangebietes. Ein 
Immissionsort der sich an der Nordfassade eines Gebäudes befindet und dann direkt 
zum Plangebiet zeigt, wird durch die umliegenden gewerblichen Nutzungen die aus 
Osten, Süden und Westen auf das Gebäude einwirken kaum belastet. Anders herum 
werden Immissionsorte die sich an den vom Plangebiet abgewandten Fassaden 
befinden durch die bereits vorhandenen gewerblichen Nutzungen stärker belastet, dafür 
aber durch das Plangebiet weniger. 

Die reduzierten Orientierungswerte werden durch die zulässigen Lärm-
Immissionskontingente aus dem Plangebiet unterschritten.  

Die sich ergebende Lärmbelastung aus dem Plangebiet kann als zumutbar angesehen 
werden. 

Bebauungsplangebiet „Wohngebiet zwischen Falkenstraße und Storchenweg I“, 
Wohngebiet (IO06) 
Die Einstufung der Schutzwürdigkeit wurde dem Bebauungsplan „Wohngebiet zwischen 
Falkenstraße und Storchenweg I“ entnommen. Die vorgegebenen Orientierungswerte 
von tagsüber 55 dB(A) und nachts 40 dB(A) wurden tagsüber und nachts um 10 dB(A) 
reduziert. Die reduzierten Orientierungswerte werden durch die zulässigen 
Immissionskontingente aus dem Plangebiet unterschritten.  

Die sich ergebende Lärmbelastung aus dem Plangebiet kann als zumutbar angesehen 
werden. 

Wohnnutzung im Außenbereich, Flurnummer 514 (IO07) 
Die Gebietseinstufung wurde uns von der Stadt Vöhringen mitgeteilt. Für das 
Wohngebäude im Außenbereich wird die Schutzwürdigkeit eines Mischgebietes mit 
einem Orientierungswert von 60 dB(A) am Tag und 45 dB(A) in der Nacht angesetzt. Die 
Orientierungswerte wurden tagsüber und nachts um 10 dB(A) reduziert.  

Die reduzierten Orientierungswerte werden durch die zulässigen Lärm-
Immissionskontingente aus dem Plangebiet unterschritten.  

Die sich ergebende Lärmbelastung aus dem Plangebiet kann als zumutbar angesehen 
werden. 

Bebauungsplangebiet „Illerzell-Süd I“, Wohngebiet (IO08) 
Die Einstufung der Schutzwürdigkeit wurde der 3. Änderung des Bebauungsplanes 
„Illerzell-Süd I“ entnommen. Die vorgegebenen Orientierungswerte von tagsüber 55 
dB(A) und nachts 40 dB(A) wurden tagsüber und nachts um 10 dB(A) reduziert. Die 
reduzierten Orientierungswerte werden durch die zulässigen Immissionskontingente aus 
dem Plangebiet unterschritten. 

Die sich ergebende Lärmbelastung aus dem Plangebiet kann als zumutbar angesehen 
werden. 

Bebauungsplangebiet „Naherholungsgebiet Vöhringer See“, Liegewiese (IO09) 
Die Einstufung der Gebietsnutzung wurde dem Bebauungsplan „Naherholungsgebiet 
Vöhringer See“ entnommen. Für das Sondergebiet mit der Zweckbestimmung 
Liegewiese werden hilfsweise die Orientierungswerte des Beiblattes zur DIN 18005 (1) 
für Kleingartenanlagen bzw. Parkanlagen von 55 dB(A) am Tag und 55 dB(A) in der 
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Nacht angesetzt. Dieser Immissionsort stellt keinen Immissionsort im Sinne der TA Lärm 
dar. Auf Grund der Nähe zu den bestehenden Gewerbe- und Industriegebieten im 
Umfeld kann davon ausgegangen werden, dass die Orientierungswerte an diesem 
Immissionsort bereits überschritten werden. Im Sinne des vorbeugenden 
Immissionsschutzes wird für das Plangebiet ein Emissionskontingent festgesetzt, durch 
welches für alle zukünftigen Nutzungen innerhalb des Plangebietes in Summe die 
zulässigen Immissionsrichtwerte bzw. die Orientierungswerte ebenfalls um 6 dB(A) 
unterschritten werden. Die sich durch diesen Ansatz möglicherweise ergebenden 
Pegelanhebungen werden daher als zumutbar angesehen. 

Die reduzierten Orientierungswerte werden durch die zulässigen Lärm-
Immissionskontingente aus dem Plangebiet unterschritten.  

Die sich ergebende Lärmbelastung aus dem Plangebiet kann als zumutbar angesehen 
werden. 

Wohnbaufläche südlich des Altenstädter Kanal, Potentialfläche (IO20, IO21, IO22, 
IO23) 
Die Lage der Potentialfläche ergibt sich aus dem gültigen Flächennutzungsplan der Stadt 
Vöhringen. Für die Potenzialfläche wird entsprechend dem Planungsziel der Stadt 
Vöhringen die Schutzwürdigkeit eines allgemeinen Wohngebietes angesetzt.  

Tag 
Die vorgegebenen Orientierungswerte von tagsüber 55 dB(A) werden durch die 
Summenbelastung aus Vorbelastung und Zusatzbelastung am östlichen Rand der 
Potentialfläche geringfügig überschritten. Die Überschreitungen resultieren bereits 
überwiegend aus der Vorbelastung. Sowohl die Immissionskontingente als auch die 
planungsrechtliche Vorbelastung werden ohne die Berücksichtigung von 
Abschirmungen berechnet und stellen somit den schalltechnisch schlechtesten Fall dar. 
Im späteren Vollzug ist der erste zukünftige Immissionsort im Norden relevant. An den 
weiteren Immissionsorten in Richtung Süden können die Kontingente dann nicht mehr 
vollständig ausgeschöpft werden. Ebenso ergeben sich aufgrund der vorhanden so wie 
der zukünftigen Bebauung weitere Abschirmungen, so dass tatsächlich noch geringere 
Überschreitungen bzw. Pegelanhebungen zu erwarten sind. In einem späteren 
Bauleitplanverfahren besteht für die Kommune die Möglichkeit durch eine geeignete 
Anordnung der Gebäude oder durch eine Orientierung der schutzbedürftigen Räume auf 
die Situation vor Ort einzugehen. Für eine eventuelle Orientierung der schutzbedürftigen 
Räume stehen voraussichtlich die Süd- und Westfassade einer zukünftig möglichen 
Bebauung zur Verfügung.  

Es wird daher davon ausgegangen, dass durch die Planung die zukünftige Nutzung der 
Potenzialfläche als Allgemeines Wohngebiet weiterhin möglich bleibt. Die möglichen 
Beeinträchtigungen für die Potentialfläche können als zumutbar angesehen werden. 

Nacht 
Im Nachtzeitraum überschreitet die Summenbelastung die vorgegebenen 
Orientierungswerte von 40 dB(A), wobei die rechnerische Pegelerhöhung bis zu 0,4 
dB(A) beträgt. Die Überschreitung ergibt sich bereits aus der Vorbelastung. 

Dies Pegelerhöhung ist für das menschliche Ohr bei der Situation vor Ort nicht 
wahrnehmbar. Es wird daher davon ausgegangen, dass die durch die Planung 
hervorgerufenen Beeinträchtigungen für die Potentialfläche als zumutbar angesehen 
werden können. 

Gliederung des Bebauungsplanes und zulässige Nutzung und Zweckbestimmung 
des Plangebiets 
Das festgesetzte Gewerbegebiet (Plangebiet) wird planübergreifend gem. §1 Abs. 4 
Satz 2 BauNVO gegliedert. 

Es befindet sich im Stadtgebiet der Geltungsbereich des rechtsverbindlichen 
Bebauungsplanes „Gewerbegebiet zwischen Mühlbach und Bundesbahn“ (Plan-Nr.: 
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162-7502-019-0) in der Fassung der 3. Änderung des Bebauungsplanes für das 
„Gewerbe- bzw. Landwirtschaftsgebiet zwischen Mühlbach, Bahnlinie, Staatsstraße 
2030 (früher B 19) und die Erweiterungsfläche östlich der Bahnlinie ‚Am Diebsweg‛“.  

Dieser Bebauungsplan weist unter anderem Gewerbegebietsflächen ohne 
Lärmkontingentierung aus, wodurch auch hier die Ansiedlung von typischen 
Gewerbebetrieben (nicht erheblich belästigende Gewerbebetriebe im Sinne des § 8 
BauNVO) ermöglicht wird.  

Die Stadt Vöhringen wird dieses Gebiet als Referenzgebiet zur Ansiedlung von nicht 
erheblich belästigenden Gewerbebetrieben im Sinne des § 8 BauNVO erhalten. 

Somit ist innerhalb des Gebietes der Stadt der Gebietstypus eines Gewerbegebietes 
nach § 8 BauNVO gewahrt. 

Emissionen von landwirtschaftlichen Anbauflächen 
Es wurde in der Satzung vorsorglich ein Hinweis aufgenommen, dass die durch die 
landwirtschaftliche Nutzung der angrenzenden und umliegenden Flächen (auch z.B.: 
Obstplantagen) entstehenden Lärm-, Staub und Geruchsimmissionen im gesamten 
Bebauungsplangebiet hinzunehmen sind. Dies gilt auch z.B. für Lärmimmissionen, die 
bei besonderen Pflege- oder Erntetätigkeiten nachts entstehen. 

Schutz vor Verkehrslärm für neue Gebäude im Plangebiet ohne Festsetzung 
Westlich des Plangebietes verläuft die Ulmer Straße. Von diesen Verkehrswegen 
werden Lärmimmissionen im Plangebiet verursacht.  

Bei Änderung und Neuschaffung von schutzbedürftigen Räumen im Sinne der DIN 4109-
1:2018-01 "Schallschutz im Hochbau - Teil 1: Mindestanforderungen sind die sich aus 
den maßgeblichen Lärmpegeln ergebenden baulichen Schallschutzmaßnahmen zu 
beachten. Für den Schallschutz von Wohnungen enthält die DIN 4109-1:2018-01 
"Schallschutz im Hochbau - Teil 1: Mindestanforderungen" die einzuhaltenden 
Anforderungen. 

Diese sind im Rahmen der Planung der Gebäude zu ermitteln. Hierzu erfolgte keine 
Festsetzung, da durch mögliche vorgelagerte Gebäude eine erhebliche Pegelminderung 
oder durch hinterliegende Gebäude durch Reflektionen eine erhebliche Pegelerhöhung 
auftreten kann. 

Der Berechnung der Lärmimmissionen und der Nachweis der Einhaltung der sich aus 
der DIN 4109-1:2018-01 "Schallschutz im Hochbau - Teil 1: Mindestanforderungen" 
ergebenden 

Anforderungen an die Außenbauteile ist im Rahmen der Entwurfsplanung und/oder 
Genehmigungsplanung zu führen. 

Planbedingter Fahrverkehr auf öffentlichen Verkehrswegen 
Die Erschließung des Plangebietes erfolgt über die Ulmer Straße . 

In Richtung Norden mündet die Ulmer Straße in die Staatsstraße ST2031. Dort erfolgt 
eine Vermischung mit dem übrigen Verkehr.  

Alternativ ist eine Abfahrt über die Ulmer Straße auch in Richtung Süden möglich. 

Die nächstgelegenen schutzbedürftigen Nutzungen in der Ulmer Straße (Richtung 
Süden) mit der Schutzwürdigkeit eines Mischgebietes (MI) befinden sich in einem 
Mindestabstand von ca. 10 m zur Straßenachse. Es ergibt sich hieraus ein 
Beurteilungspegel von ca. 60 dB(A) zur Tagzeit und 47 dB(A) zur Nachtzeit.  

Es werden die Orientierungswerte des Beiblattes 1 zur DIN 18005 von 60 dB(A) zur 
Tagzeit bzw. 50 dB(A) zur Nachtzeit für ein Mischgebiet (MI) eingehalten. 

Es werden die Immissionsgrenzwerte 16. BImSchV von 64 dB(A) zur Tagzeit bzw. 54 
dB(A) zur Nachtzeit für ein Mischgebiet deutlich unterschritten. 
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In der zweiten Baureihe entlang der Ulmer Straße befinden sich teilweise allgemeine 
Wohngebiete. Diese Gebäude befinden sich in einem Abstand von mindestens ca. 30 m 
zur Straßenachse. Bei diesem Abstand werden auch freier Schallausbreitung die 
Orientierungswerte des Beiblattes 1 zur DIN 18005 sowie die Immissionsgrenzwerte der 
16. BImSchV für ein allgemeines Wohngebiet eingehalten. 

Somit werden keine Wohngebiete oder Wohngebäude wesentlich durch den 
planbedingten Fahrverkehr aus öffentlichen Verkehrswegen beeinträchtigt. Die 
möglichen Beeinträchtigungen an den öffentlichen Verkehrswegen können als zumutbar 
angesehen werden.  

 

6.9 Artenschutz 
Zur Vermeidung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände gemäß § 44 BNatSchG wird 
im Rahmen des Bauleitplanverfahrens eine artenschutzrechtliche Prüfung (Fachbeitrag 
Artenschutz) durch das Büro für Landschaftsplanung Dr. Andreas Schuler erstellt. 

Die Ergebnisse des Gutachtens werden bis spätestens zum Satzungsbeschluss des 
Bebauungsplanes vorgelegt. Gegebenenfalls werden darin festgelegte Maßnahmen zur 
Vermeidung von Verbotstatbeständen gemäß § 44 BNatSchG bzw. evtl. notwendig 
werdende CEF-Maßnahmen in die Festsetzungen aufgenommen. Das 
Artenschutzgutachten wird zudem mit der Unteren Naturschutzbehörde beim 
Landratsamt Neu-Ulm abgestimmt. 

 

6.10 Infrastrukturversorgung 
Die Wasserversorgung sowie die Abwasserentsorgung werden über eine Erweiterung 
der bestehenden Hauptleitungen innerhalb der Robert-Bosch-Straße sichergestellt. Die 
genaue Trassenführung ist im Zuge der Erschließungsplanung mit der Stadt Vöhringen 
abzustimmen. 

 
 

7. Örtliche Bauvorschriften 
7.1 Fassadengestaltung 

Zur besseren Eingliederung der Gewerbebauten in das Ort- und Landschaftsbild werden 
besonders auffällige, das Orts- und Landschaftsbild sowie die Grünordnung störende 
Gestaltung und Farbgebung der Fassaden nicht zugelassen. 
 

7.2 Dachgestaltung 
Die Dachgestaltung der baulichen Anlagen ist als Pultdächer, versetzte Pultdächer, 
Satteldächer oder Sheddächer auszugestalten. Flachdächer sind als extensiv begrüntes 
Flachdach mit einer Substratstärke von mind. 12 cm herzustellen. 

Sofern andere Sonderdachformen aus betriebsorganisatorischen Gründen notwendig 
sind und städtebauliche Bedenken nicht entgegenstehen können diese als Ausnahme 
zugelassen werden. 
 

7.3 Pkw Stellplätze und deren Zufahrten 
Innerhalb der Gewerbegebietsflächen ist der Stellplatzschlüssel entsprechend der 
BayBo nachzuweisen. 

 

7.4 Einfriedungen 
Grundstückseinfriedungen sind bis zu einer Höhe von max. 2,00m zulässig. Sie sind 
kleintiergängig und ohne Sockel auszuführen. 

 

7.5 Werbeanlagen 
Werbeanlagen sind grundsätzlich genehmigungspflichtig 
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Werbeanlagen dürfen nur an der Erschließungsstraße zugewandten Fassadenfläche 
angebracht werden. Die von Werbeanlagen bedeckte Fassadenseite darf pro 
Fassadenseite max. 10% betragen. 

Werbeanlagen auf dem Dach bzw. oberhalb der Attika, Lichtkegel oder Laserkegel (zu 
Werbezwecken), Wechsellichtanlagen, blickende Leuchtwerbung und Anlagen mit 
freiliegenden Leuchtstoffröhren sowie die Verwendung von Signalfarben und 
Fremdwerbungen sind nicht zulässig. 

 

7.6 Freiflächengestaltung 
Zum Schutz und zur Entwicklung der Artenvielfalt sind die nicht überbauten 
Grundstücksflächen als Grünflächen anzulegen und landschaftsgärtnerisch mit Bäumen, 
Sträuchern der Artenlisten sowie als Stauden- oder Rasenfläche zu bepflanzen, zu 
pflegen, dauerhaft zu erhalten und bei Abgang zu ersetzen. 

Kies-, Schotter und sonstige Materialschüttungen sind nicht zulässig. 

Standplätze für Müllbehälter, Schuttcontainer etc. sind durch Bepflanzung, Verkleidung 
oder bauliche Maßnahmen gegen die Einsicht von den öffentlichen Straßen und den 
Nachbargrundstücken abzuschirmen.  

 

7.7 Ordnungswidrigkeiten 
Verstöße gegen die örtlichen Bauvorschriften werden als Ordnungswidrigkeiten gemäß 
Artikel 79 Abs. 1 BayBO behandelt. 

 
 

8. Hinweise 
8.1 Niederschlagswasser 

Gesammeltes Niederschlagswasser aus Dachflächen, Pkw-Stellplätzen sowie privaten 
Hof- und Verkehrsflächen ist vorrangig flächenhaft über eine geeignete bewachsene 
Oberbodenschicht (z.B. über eine Mulde) in den Untergrund zu versickern. Sollte dies 
aufgrund der Untergrundverhältnisse nur mit unverhältnismäßigem Aufwand möglich 
sein, ist eine eingeschränkte Einleitung des Niederschlagswasser aus dem 
Baugrundstück in die öffentliche Kanalisation zulässig. 

In Anlehung an das DWA-Arbeitsblatt-117 darf, bei einer Wiederkehrzeit von t=5 Jahre, 
anteilig nur 15 Liter je (Sekunde und Hektar) Niederschlagswasser des 
Bemessungsregens von den versiegelten Flächen eingeleitet werden. Über diesen 
Anteil hinausgehende Niedeschlagswassermengen sind auf dem Grundstück 
regelkonform zurückzuhalten und dürfen nur mittels einer für die zulässige 
Gesamteinleitungsmenge justierter Abflussdrossel in die Regenwasserkanalisation 
abgeleitet werden. Eine den Anforderungen des DWA-A102 genüge leistenden 
Vorbehandlung des Niederschlagswassers ist bauseits zu gewährleisten. 

Die Anforderungen sind im Zuge eines Baugesuchs mittels eines in sich schlüssigen 
Regenwassergesamtkonzeptes nachvollziehbar darzulegen. 

Die fachlichen Anforderungen der Niederschlagswasserfreistellungsverordnung 
(NWFreiV), die Technischen Regeln zum schadlosen Einleiten von gesammeltem 
Niederschlagswasser in das Grundwasser (TRENGW), das ATV Arbeitsblatt A 138 "Bau 
und Bemessung von Anlagen zur dezentralen Versickerung von nicht schädlich 
verunreinigtem Niederschlagswasser" sowie das ATV-Merkblatt M 153 
"Handlungsempfehlungen zum Umgang mit Regenwasser" sind bei der Errichtung von 
Sickeranlagen zu beachten. 
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Für alle baukonstuktiven Elemente, die großflächig mit Niederschlagswasser in 
Berührung kommen (z.B. Dachdeckungen, Fallrohre etc.) sind Oberflächen aus Zink, 
Titan-Zink, Kupfer oder Blei unzulässig, sofern diese Oberflächen nicht mit geeigneten 
anderen Materialien (z.B. Kunststoff-Beschichtung) dauerhaft gegen 
Niederschlagswasser abgeschirmt werden. Dacheindeckungen aus nicht beschichtetem 
Kupfer, Zink, Titan-Zink oder Blei sind nicht zulässig. 

 

8.2 Bodenschutz 
Mit dem natürlichen Bodenmaterial ist gemäß BBodSchV § 12, Vollzugshilfe zur 
BBodSchV § 12, DIN 19731, DIN 18915 sowie dem vorliegenden Leitfaden zum Schutz 
der Boden bei Auftrag vom kultivierbaren Bodenaushub bzw. zur Erhaltung fruchtbaren 
und kulturfähigen Bodenaushub bei Flächeninanspruchnahme schonend umzugehen. 
Die gesetzlichen und fachlichen Regelungen sind zu beachten und umzusetzen. 

 

8.3 Löschwasserversorgung 
Der Löschwasserbedarf als Grundschutz entsprechend dem Bayerischen 
Feuerwehrgesetz (BayFwG) vom 23. Dezember 1981 (zuletzt geändert am 26.03.2019) 
ist über die zentrale Trinkwasserversorgung nach Vorgaben des DVGW Arbeitsblatt 
W405 bereitzustellen. Die über den Grundschutz hinausgehende 
Löschwasserversorgung ist im Zuge des Objektschutzes durch den jeweiligen 
Eigentümer zu prüfen und sicherzustellen. 

 

8.4 Zufahrtsmöglichkeiten/ Rettungswege (Art. 5 BayBO) 
Zufahrtsmöglichkeiten und Rettungswege sind gemäß Art. 5 der BayBO zu 
gewährleisten. Die Zufahrten zu den verschiedenen Objekten, sowie gegebenenfalls 
notwendige Bewegungs- und Aufstellflächen für Feuerwehrfahrzeuge sind gemäß der 
"Richtlinie über Flächen für die Feuerwehr" auszuführen. Sie sind ständig frei zu halten. 
Bei den Kurvenradien und der Tragfähigkeit der öffentlichen Verkehrsflächen ist 
ebenfalls die "Richtlinie über Flächen für die Feuerwehr" zu beachten. 

 

8.5 Energieeinsparung 
Die Nutzung von regenerativen Energien wird durch das Gebäude Energien Gesetz 
(GEG) des Bundes beim Neubau vorgegeben. Über die gesetzlichen Anforderungen 
hinausgehende Energieeinsparmaßnahmen werden ausdrücklich empfohlen. 

 

8.6 Altlasten 
Werden im Rahmen von Erdarbeiten lokale Bodenverunreinigungen festgestellt sind 
diese unter gutachterlicher Begleitung in Abstimmung mit der Bodenschutzbehörde nach 
den Vorschriften des Bundesbodenschutzgesetzes zu behandeln. Wird belastetes 
Bodenmaterial ausgekoffert, ist dieses nach den abfallrechtlichen Vorschriften in 
Abhängigkeit des Belastungsgrades entweder zu verwerten oder zu entsorgen. Die 
technischen Regeln der LAGA "Anforderungen an die stoffliche Verwertung von 
mineralischen Reststoffen / Abfällen" bzw. dem Leitfaden "Anforderungen an die 
Verwertung von Bauschutt" sind zu beachten. 

8.7 Lage am Rand des Wasserschutzgebiets Senden (Zone IIIB) 
Der Umgriff des Bebauungsplans befindet sich im östlichen Bereich innerhalb der Zone 
IIIB des Wasserschutzgebiets Senden. Der Bereich innerhalb des Wasserschutzgebiets 
ist als private Grünfläche festgesetzt. Aufgrund der Lage außerhalb der überbaubaren 
Grundstücksgrenzen sind somit bauliche Anlagen nicht zulässig. Dennoch ist die 
Verordnung des Wasserschutzgebiets einzuhalten. 
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9. Flächenangaben 
9.1 Flächenbilanz 

Gesamtfläche Geltungsbereich ca. 34.087 m² (100,0 %) 

davon: Gewerbegebiet ca. 31.332 m² (  91,9 %) 

 private Grünflächen  ca.   2.755 m² (    8,1 %) 
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B. UMWELTBERICHT 
 

1. Scoping 
Das Untersuchungsgebiet der Umweltprüfung entspricht dem Plangebiet des 
Bebauungsplanes "Gewerbegebiet Ulmer Straße – Robert-Bosch-Straße". 

Innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes werden alle Schutzgüter nach UVPG 
in ihrem Bestand und ihrer Wertigkeit beschrieben sowie die Auswirkungen des Vorhabens 
auf die Schutzgüter analysiert und bewertet.  

Für die Beschreibung und Bewertung der Umwelt sowie der Auswirkungen des Vorhabens 
wird ein verbal-argumentativer Methodenansatz gewählt. Dabei wird in folgende Stufen 
unterschieden: keine, geringe, mittlere und hohe Erheblichkeit bzw. Beeinträchtigung. 
 

2. Kurzdarstellung des Vorhabens 
Im Geltungsbereich des Bebauungsplans liegen der Stadt Vöhringen mehrere Anfragen von 
Firmen zur Um- bzw. Neuansiedelung ihrer Betriebe vor. Zudem ist zeitnah innerhalb der 
Fläche ein Hackschnitzelkraftwerk zur Nahwärmeversorgung des örtlichen Seniorenheims 
sowie weiterer, interessierter Betriebe und Einrichtungen geplant. 

Das Plangebiet liegt außerhalb des der bebauten Ortsteile und ist aufgrund der Größe dem 
Außenbereich gemäß § 35 zuzuordnen. Es besteht daher derzeit keine verbindliche 
Bauleitplanung. Das erforderliche Baurecht für die Planung des Gewerbegebietes wird durch 
einen qualifizierten Bebauungsplan gemäß § 30 Abs. 1 BauGB hergestellt. 

Mit der parallel durchzuführenden 19. Flächennutzungsplanänderung, sowie dem 
Bebauungsplan wird die planungsrechtliche Voraussetzung zur Erweiterung des 
Gewerbegebietes geschaffen 

 

3. Darstellung der in einschlägigen Fachgesetzen u. Fachplänen 
festgelegten Ziele des Umweltberichtes u. ihrer 
Berücksichtigung 

Der Umweltbericht ist gemäß § 2a BauGB aufzustellen und beschreibt die in der 
Umweltprüfung ermittelten Belange des Umweltschutzes gemäß § 2 Abs. 4. BauGB. 

Regionalplan 
Vöhringen liegt gemäß der Raumstrukturkarte des Regionalverband Donau-Iller (23.07.2019) 
im Verdichtungsraum Ulm/Neu-Ulm. Dabei wird Vöhringen als Mittelzentrum ausgewiesen und 
bildet gemeinsam mit der Stadt Senden ein Doppelzentrum.  

Mittelzentren sind zentrale Orte, welche der Deckung des gehobenen periodischen Bedarfs 
dienen. Neben der Rolle als Versorgungszentrum für ihren Mittelbereich, sind sie auch 
Arbeitsmarktzentrum für ihren Verflechtungsbereich.  

Der Vorhabenstandort liegt außerhalb von Schutzgebieten, landschaftlichen 
Vorbehaltsgebieten und regionalen Grünzügen.  

Das Plangebiet liegt innerhalb eines im Regionalplan ausgewiesenen Trenngrüns. Trenngrün 
bzw. Grünzäsuren dienen der Gliederung und Ordnung von Siedlungsflächen.  

 
Flächennutzungsplan 
Der Flächennutzungsplan der Stadt Vöhringen stellt den Planbereich als Fläche für die 
Landwirtschaft darf. Der Bebauungsplan kann demnach nicht aus dem Flächennutzungsplan 
entwickelt werden. Der Flächennutzungsplan ist aus diesem Grund im Parallelverfahren 
gemäß § 8 Abs. 3 BauGB zu ändern.  
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4. Bearbeitungsmethodik 
Alle Schutzgüter des Landschaftsraumes werden getrennt beschrieben und hinsichtlich ihrer 
Bedeutung für den Naturhaushalt und das Landschaftsbild erfasst. Ebenso werden die 
Umwelteinwirkungen auf den Menschen durch die Nutzung des Plangebietes erfasst und 
bewertet.  

Es wird auf alle vorhandenen relevanten Daten aus dem Planungsraum zurückgegriffen. Hinzu 
kommt die örtliche Erfassung der Oberflächenstrukturen und der Vegetation im Plangebiet und 
dessen Umgebung. 

Auf dieser Datengrundlage wird die Prognose über die Auswirkung des geplanten Vorhabens 
und die Prognose über die weitere Entwicklung ohne Durchführung des Vorhabens erstellt. 

Die Ergebnisse der Bestandbewertung und der Wirkungsprognosen werden im Umweltbericht 
in verbal-argumentativer Form dargestellt.  

 

5. Bestandsaufnahme und Bewertung der Umweltauswirkungen 
einschließlich der Prognose bei Durchführung der Planung 

5.1 Gebietscharakterisierung 
Das Plangebiet liegt am nördlichen Rand von Vöhringen unmittelbar angrenzend an die 
gewerblichen Flächen der Ulmer Straße sowie der ST 2031. 

Die Flächen innerhalb des Geltungsbereichs werden derzeit landwirtschaftlich als Acker- und 
Wiesenflächen genutzt. Im südlichen Bereich besteht zudem eine landwirtschaftlich genutzte 
Bergehalle.  

Unmittelbar angrenzend befinden sich im Norden und Osten die Verkehrsflächen der Robert-
Bosch-Straße sowie der Ulmer Straße. Südlich angrenzend besteht eine landwirtschaftliche 
Hofstelle (ehemalige Mühle) sowie im Westen weitere, landwirtschaftlich genutzte Flächen. 

Im weiteren Umfeld grenzen im Süden, Norden und Osten die gewerblichen Flächen im 
Bereich der Ulmer Straße, der Robert-Bosch-Straße sowie der Brücklesmühle an. Westlich 
bzw. Nordwestlich besteht eine landwirtschaftliche Hofstelle sowie in einem Abstand von rund 
250 m das Naherholungsgebiet am Vöhringer See. 

Das Vorhabengebiet umfasst die Grundstücke Flur Nr. 600, Nr. 602 Nr. 603 und Nr. 618/1 
(Teilfläche) mit einer Gesamtgröße von ca. 3,4 ha. 

Das topografische Gelände innerhalb des Geltungsbereiches kann als eben beschrieben 
werden. Das Gelände liegt bei rund 495 m ü. N.N. 

Innerhalb des Planungsgebietes sowie im näheren Umfeld sind keine ausgewiesenen oder 
vorgeschlagenen Schutzgebiete nach der Vogelschutzrichtlinie (VSchRL) sowie der Fauna-
Flora-Habitat-Richtlinie (FFH-RL) zum europäischen Netzverbund Natura 2000 gem. § 19a 
BNatSchG vorhanden. 
 

5.2 Schutzgut Boden 
Der Vorhabenstandort wird aktuell teilweise landwirtschaftlich (Flurstücke Nr. 603 und 602) 
intensiv genutzt. Das Flurstück Nr. 600 ist bereits durch eine Lagerhalle und deren Zuwegung 
und Hoffläche bebaut. Die umliegenden Wiesenflächen werden intensiv gepfelgt. 

Der UmweltAtlas Bayern (Übersichtsbodenkarte M 1:25.000) weist für den Vorhabenstandort 
fast ausschließlich kalkhaltige Vega aus Carbonatschluff, gering verbreitet aus Carbonatsand 
bis Lehm aus.  

Als Bodenausgangsgesteinsgruppe weist der UmweltAtlas (M1:500.000) Sand, z.T. kiesig, 
untergeordnet mit Mergel- und Tonlagen; im Gebiet der Illler-Lech-Platte Deckenschotter 
(Einheit auch im Alpenvorland vorkommend) aus.  
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Als Bodenwertung wird der Standort der Bodenklasse 2 mit einer Bodenschätzung zwischen 
28 – 40 zugeordnet. Die Böden innerhalb des Vorhabenstandortes sind von geringer bis 
mittlerer Ertragsfähigkeit. 

Auswirkungen der Planung: 
Die vorhandene Bodenstruktur wird durch die geplanten Maßnahmen zur Nutzung als 
Gewerbegebiet und den Neubau von Gewerbegebäuden mit den dazugehörigen Zufahrten 
und Stellplätzen in den überbauten Bereichen dauerhaft verändert. Durch die Erschließung 
und Bebauung kommt es zu einer Änderung des gewachsenen Bodengefüges und im Zuge 
dessen zu einer Veränderung der Leistungsfähigkeit des Bodens. In den versiegelten 
Bereichen werden die Bodenfunktionen nachhaltig verändert bzw. zerstört.  

Durch den Verlust der Versickerungsfähigkeit des Bodens steigt das Risiko von Überflutungen 
bei Starkregenereignissen. Weiterhin geht die Fähigkeit zur Regulierung des Mikroklimas 
verloren. Um den erhöhten Oberflächenabfluss zu verringern ist die Versickerung des 
Niederschlags an Ort und Stelle vorzusehen bzw. ist dieser durch Dachbegrünung oder 
sonstige geeignete Maßnahmen entsprechend zurückzuhalten.  
 
Fazit: Eingriff mit mittlerer Erheblichkeit auf das Schutzgut Boden. 

 

5.3 Schutzgut Wasser 
Oberflächengewässer  

Oberflächengewässer sind im Plangebiet nicht vorhanden. Der Großteil der Grundstücke 
innerhalb des Plangebietes ist unversiegelt, lediglich auf dem Flurstück Nr. 600 befindet sich 
ein Lagergebäude sowie deren Zufahrt und Hoffläche. In den bereits derzeit überbauten 
Bereichen ist das natürliche Bodengefüge nicht mehr vorhanden. Das auf den versiegelten 
Flächen anfallende Niederschlagswasser fließt über die umliegenden derzeit noch 
unversiegelten Flächen ab und kann an Ort und stelle versickern.  

Der Vorhabenstandort grenzt im Osten direkt an das Trinkwasserschutzgebiet Nr. 
2150772600001 an. Ebenfalls liegt das Plangebiet innerhalb eines Wassersensiblen 
Bereiches. Wassersensible Bereiche sind keine festgelegten und gesicherten 
Überschwemmungsgebieten oder Risikogebiete. Es sind jedoch Bereich die auf Grund der 
Topografie im natürlichen Einflussbereich von Gewässer liegen.  

Das Schutzgut Wasser ist aufgrund der Lage im direkten Anschluss an das 
Trinkwasserschutzgebietes sowie aufgrund der Lage innerhalb des Wassersensiblen 
Bereiches von mittlerer bis hoher Bedeutung.  

 
Auswirkungen der Planung: 
Aufgrund der Versiegelung durch die geplante Neubebauung mit den dazugehörigen 
Zufahrten, Stellplätzen und Erschließungsflächen geht die Grundwasserneubildungsrate in 
diesen Bereichen verloren. Das auf den Grundstücken anfallende, unverschmutzte 
Niederschlagswasser soll, soweit dies die Untergrundverhältnisse zulassen über die belebte 
Bodenschicht versickert werden. Um einen erhöhten Oberflächenwasserabfluss zu verringern 
ist die Versickerung des Niederschlagwassers an Ort und Stelle vorzunehmen bzw. ist dieser 
durch die Dachbegrünung oder sonstigen geeigneten Maßnahmen entsprechend 
zurückzuhalten und dem natürlichen Wasserkreislauf zuzuführen.  

Fazit: Unter Berücksichtigung der Maßnahmen zur Niederschlagswasserrückhaltung und 
Versickerung wird von einer geringen Auswirkung auf das Schutzgut Wasser ausgegangen. 
 

5.4 Schutzgut Klima und Luft 
Das Plangebiet ist größtenteils unversiegelt und wird landwirtschaftlich intensiv als Ackerfläche 
genutzt. Das Grundstück Nr. 600 ist teilweise bereits durch die Lagerhalle und die 
dazugehörige Zufahrt und Hoffläche bebaut. Das Grundstück ist durch die bestehende 
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Gebüschvegetation sowie durch die Bestandsbäume eingegrünt. Der Vegetationsbestand 
wirkt sich zusätzlich positiv auf das Kleinklima aus.  

Grundsätzlich dienen die Flächen innerhalb des Plangebietes aufgrund der unversiegelten 
Form als Kaltluftentstehungsgebiet.  

Gemäß der regionalen Klimaanalyse des Regionalverband Donau-Iller sind durch den 
Vorhabenstandort keine Frischluftschneisen oder Ventilationskorridore betroffen.  

Der Regionalplan weist den Vorhabenstandort als Trenngrün zwischen den südlich und 
nördlich anschließenden Siedlungsrändern aus.  

Aufgrund der kleinteiligeren Siedlungsentwicklung und dass keine Ventilationskorridore 
betroffen oder beeinträchtigt werden. ist das Schutzgut von geringer Bedeutung. 

Das Schutzgut Klima und Luft ist von geringer Bedeutung.  
 
Auswirkungen der Planung: 
Durch die geplante Neubebauung werden bislang unversiegelte Flächen versiegelt. Durch die 
Versiegelung gehen Kaltluftentstehungsflächen verloren. Aufgrund dessen, dass die 
Vegetationsbestände im Plangebiet erhalten werden bzw. eine vollständige Randeingrünung 
in Form von Baum- und Strauchpflanzungen hergestellt wird sowie dass die Flachdächer 
extensiv zu begrünen sind ergeben sich nur geringe Auswirkungen auf das Schutzgut Klima 
und Luft. 

Zudem ist im Zuge des weiteren Planungsprozesses eine immissionsschutzfachliche 
Untersuchung zu erarbeiten.  

Fazit: Eingriff mit geringer Erheblichkeit in das Schutzgut Klima und Luft.  

 

5.5 Schutzgut Arten und Biotope 

Entsprechend der naturräumlichen Vorbedingungen (Boden, Wasser, Klima) bilden der 
Feldulmen-Eschen-Auwald mit Grauerle im Komplex mit Giersch-Bergahorn-Eschenwald die 
potentielle natürliche Vegetation im Plangebiet. Aufgrund der intensiven Flächennutzung bzw. 
aufgrund der Bereits in Teilen versiegelten Bereichen weicht di reale Vegetation von der 
potentiell-natürlichen Vegetation ab. Die beiden Grundstücke Nr. 602 und 603 werden 
landwirtschaftlich intensiv als Ackerfläche genutzt. Das Grundstück Nr. 600 ist in Teilen durch 
das Lagergebäude sowie deren Zufahrt und Hoffläche versiegelt. Der unversiegelte Bereich 
wird als private Wiesenfläche intensiv gepflegt. Das Grundstück Nr. 600 ist in den 
Randbereichen durch Gebüsche, Baumreihen und Einzelbäume gegenüber den 
angrenzenden Grundstücken und Verkehrsflächen eingegrünt.  

Im Plangebiet sowie im näheren Umfeld sind keine ausgewiesenen oder vorgeschlagenen 
Schutzgebiete nach der Vogelschutzrichtlinie (VSchRL) sowie der Fauna-Flora-Habitat-
Richtlinie (FFH-RL) zum europäischen Netzverbund Natura 2000 gemäß § 19a BNatSchG 
vorhanden. 

Eine Bestandserhebung zur artenschutzrechtlichen Prüfung wird im Laufe des Verfahrens 
durchgeführt.  

Die Ergebnisse der artenschutzrechtlichen Untersuchung werden mit der Unteren 
Naturschutzbehörde abgestimmt und fließen in die Planung ein.  

Das Schutzgut Arten und Biotope ist aufgrund der Vegetationsausstattung und der 
umliegenden bereits bestehenden Siedlungsränder von geringer bis mittlerer Bedeutung 

Das Schutzgut Arten und Biotope ist von geringer bis mittlerer Bedeutung.  
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Auswirkungen der Planung: 
Durch den Baubetrieb zur Herstellung der Gewerbebetriebe und Straßenverkehrsflächenl 
kann es zu temporären Störungen mit mittelbaren Belastungen (Verlärmung, Staubemission) 
randlich angrenzender Habitate kommen.  

Im Rahmen des Planungsprozesses ist eine artenschutzrechtliche Untersuchung 
durchzuführen, deren Ergebnisse in die weitere Planung einfließen. 

Da keine Biotopflächen bzw. Schutzgebiete direkt in Anspruch genommen werden, entstehen 
über die reine Flächeninanspruchnahme hinaus nur geringe Beeinträchtigungen wertvoller 
Elemente und Objekte des Naturhaushaltes.  
 

Fazit: Eine abschließende Bewertung des Schutzgutes kann erst nach Vorliegen der 
artenschutzrechtlichen Untersuchung vorgenommen werden.  

 
5.6 Schutzgut Landschaft 
Der Vorhabenstandort wird geprägt durch die bereits nördlich und südlich anschließende 
gewerbliche Bebauung, sowie durch die umliegenden Straßenverkehrsflächen die Ulmer 
Straße und die Staatsstraße St2031. Das westliche Umfeld umfasst landwirtschaftlich intensiv 
genutzte Ackerflächen sowie natürliche Vegetationsbestände die zum Beispiel den 
Altenstädter Kanal begleiten. Das Vorhabengrundstück selbst weist am südlichen und 
westlichen Rand des Grundstücks Nr. 600 ebenfalls natürliche Vegetationsbestände in Form 
von Gebüschen und Baumbeständen auf. Die bestehende Eingrünung bleibt weitestgehend 
erhalten und wir im Bebauungsplan durch entsprechende grünordnerische Festsetzungen 
fortgeführt, so dass ein umschließende Gebietseingrünung entsteht. 

Im Bebauungsplan wird eine GRZ von 0,8 und eine maximal zulässige Gebäudehöhe von 10,0 
m festgesetzt.  

Die umliegende gewerbliche Bestandsbebauung weist bereits entsprechende bauliche Höhen 
auf.  

Das Plangebiet ist aufgrund der Vorbelastung der gewerblichen Bestandsbebauung im Norden 
und Süden sowie aufgrund der bestehenden Straßenverkehrsflächen von geringer Bedeutung 
für das Schutzgut. 

Auswirkungen der Planung: 
Aufgrund dessen, dass sich der Vorhabenstandort bereits durch die bestehenden 
Siedlungsstrukturen in Form von Gewerbebauten und Erschließungsstraßen vorbelastet ist, 
sowie dass das Plangebiet insgesamt durch den Erhalt der bestehenden Vegetationsbestände 
und eine umschließende Randeingrünung in die landschaftliche Umgebung eingebunden wird 
und sich die bauliche Höhe in das bestehende gewerblich bebaute Umfeld einfügt ist von 
geringen nachhaltigen Auswirkungen auf das Schutzgut auszugehen. 

Fazit: Auswirkungen mit geringer Erheblichkeit in das Schutzgut Landschaft 

 

5.7 Schutzgut Mensch 
Bestandsbeschreibung: 
Der Vorhabenstandort bindet im Süden sowie im Norden an bereits bestehende 
Gewerbegebiete der Stadt Vöhringen an. Die nächstgelegene Wohnbebauung mit Anspruch 
an gesunde Wohnverhältnisse befinden sich in der Kranichstraße / Falkenstraße rund 300 m 
südlich des Vorhabenstandortes.  

Innerhalb des Plangebietes sind nach § 1 Abs. 6 Nr. 1 Baugesetzbuch (BauGB) gesunde 
Arbeits- und Wohnverhältnisse zu beachten. Neben dem Anspruch auf Lärmschutz sind 
diesbezüglich Immissionen von Schadstoffen, Lichtverschmutzungen, Erschütterungen, 
Wärme- und sonstige Strahlungen und gegebenenfalls weitere Belästigungen von Bedeutung. 
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Innerhalb des Plangebietes sollen gewerbliche Neubauten errichtet werden. Die durch die 
gewerblichen Betriebe ausgelösten Emissionen sind im Rahmen des weiteren 
Planungsprozesses gutachterlich zu untersuchen. Die Ergebnisse der Untersuchung werden 
mit den Fachbehörden abgestimmt und in der weiteren Planung berücksichtigt. 

Auswirkungen der Planung: 
Die Wirksamkeit und deren Zulässigkeit von störenden Immissionen sind Inhalt des Gesetztes 
zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigung, Geräusche, 
Erschütterungen und ähnliche Vorgänge (Bundesimmissionsschutzgesetz – BImSchG). 
 

Im Rahmen des weiteren Planungsprozesses ist zur Ermittlung welche Umweltauswirkungen 
durch die gewerblichen Betriebe ausgelöst werden, eine immissionsschutzrechtliche 
Untersuchung durchzuführen.  
 
Fazit: Auswirkung mit geringer Erheblichkeit unter Berücksichtigung der getroffenen 
Schallschutzmaßnahmen  
 

5.9 Kultur- und Sachgüter 
Bestandsbeschreibung: 
Innerhalb des Vorhabenstandortes sowie im näheren Umfeld ergeben sich gemäß dem 
BayernAtlas keine Hinweise bzgl. Boden- und Baudenkmäler. 

Das Schutzgut Kultur- und Sachgüter ist aufgrund der fehlenden Nachweise von geringer 
Bedeutung. 

Auswirkungen der Planung: 
Innerhalb sowie im näheren Umfeld ergeben sich keine Denkmalhinweise. Die 
nächstgelegenen Bodendenkmäler befinden sich südöstlich und östlich. 

Bodendenkmal Nr. D-7-7726-0011, Brandgräber der frühen Hallstattzeit, Körperbestattungen 
vor- und frühgeschichtlicher Zeitstellung. 

Bodendenkmal Nr. D-7-7726-0026, Siedlung der Hallstattzeit, der Latènezeit und der 
römischen Kaiserzeit. 

Fazit: Eingriff mit keiner Erheblichkeit in Kultur- und Sachgüter. 

 

5.10 Schutzgut Fläche 
Bestandsbeschreibung: 
Die Fläche befindet sich bereits in einem anthropogen geprägten Umfeld. Im Norden sowie im 
Süden schließen die Siedlungsränder der bestehenden Gewerbegebiete an den Planumgriff 
an. Im Osten schließt das Plangebiet an die Ulmer Straße, sowie darüber hinaus an die 
Staatsstraße 2031 an.  

Im Westen schließen landwirtschaftliche Flächen sowie den Altenstädter Kanal begleitende 
Vegetationsbestände an. 

Es befinden sich keine Schutzgebiete und Biotope innerhalb des Plangebietes. 

Ein Teil der Flächen innerhalb des Vorhabenstandortes ist bereits durch das bestehende 
Lagergebäude und deren Zufahrt und Hofflächen versiegelt.  

 
Auswirkungen der Planung: 
Der Begriff Flächenverbrauch ist ein umgangssprachlicher Ausdruck für die irreversible 
Umnutzung der nicht erneuerbaren Ressource Boden. Die natürlichen Bodenfunktionen, die 
Lebens- und Produktionsgrundlagen darstellen sowie Archiv der Natur- und Kulturgeschichte 
sind, gehen nahezu unwiederbringlich verloren. Die natürliche Bodenfruchtbarkeit wird in den 
versiegelten Bereichen zerstört. Aufgrund der notwendigen Entwicklung ist im Rahmen der 
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verbindlichen Bauleitplanung die bestmögliche Nutzung der beanspruchten Flächen 
anzustreben.  

Die Inanspruchnahme der Flächen durch den Bau von neuen Gewerbegebäude und 
Erschließungsstraßen rufen durch die Versiegelung verschiedene Auswirkungen hervor. 
Durch den Verlust der Versickerungsfähigkeit des Bodens steigt das Risiko von Überflutungen 
bei Starkregenereignissen. Weiterhin geht die Fähigkeit zur Regulierung des Mikroklimas 
verloren. Um den erhöhten Oberflächenabfluss zu verringern ist die Versickerung des 
Niederschlags an Ort und Stelle vorzusehen bzw. ist das Niederschlagswasser durch 
geeignete bauliche Maßnahmen entsprechend zurückzuhalten.  

Fazit: Eingriff mit geringer Erheblichkeit in das Schutzgut Fläche. 

 

6. Maßnahmen zur Vermeidung und Verringerung 
Schutzgut Wasser 
• Verwendung von wasserdurchlässigen Belägen. 
• Festsetzung einer Eingrünung mit Anpflanzung von Bäumen.  
• Festsetzung, dass Flachdächer von Haupt- und Nebengebäude extensiv zu begrünen sind.  

Schutzgut Landschaftsbild 
• Festsetzung, dass je 1.500 m² private Grundstücksflächen ein standortgerechter Laubbaum 

zu pflanzen ist. 
• Festsetzung einer Randeingrünung sowie Anpflanzung von Bäumen innerhalb der 

Randeingrünung. 
 

Schutzgut Arten und Biotope 
• Sockellose Einfriedungen 
• Festsetzung, dass je 1.500 m² private Grundstücksflächen ein standortgerechter 

Laubbaum zu pflanzen ist. 
• Festsetzung einer Randeingrünung sowie Anpflanzung von Bäumen innerhalb der 

Randeingrünung. 
• Festsetzung, dass Flachdächer von Haupt- und Nebengebäude extensiv zu begrünen sind.  

 
Schutzgut Boden 
• Sachgemäße Lagerung und Trennung des Mutterbodens vom Unterboden (nach DIN 

18300) sowie Schutz vor Erosion  
• Verwendung von wasserdurchlässigen Belägen 

 
Schutzgut Klima/Luft 
• Festsetzung einer Randeingrünung sowie Anpflanzung von Bäumen innerhalb der 

Randeingrünung 
• Festsetzung, dass Flachdächer von Haupt- und Nebengebäude extensiv zu begrünen sind.  

 

7. Eingriffs- / Ausgleichsbilanz 
Grundlage der Eingriffsbilanzierung und Ermittlung des Ausgleichsflächenbedarfs ist der 
Leitfaden "Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft – Eingriffsregelung in der 
Bauleitplanung des Bayerischen Staatsministeriums für Landesentwicklung und 
Umweltfragen" 2021. 

Der Geltungsbereich umfasst eine Fläche von ca. 3,41 ha und weist eine landwirtschaftlich 
intensive Nutzung bzw. in Teilen bereits bebaute Bereiche auf. 

Der Vorhabenstandort wird ringsum mit einem Osten mit einem 5 m breiten Pflanzgebot und 
Einzelbaumpflanzungen bzw. durch die Pflanzung von Baumreihen gegenüber der 
umliegenden Landschaft eingegrünt.  
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Entsprechend dem Leitfaden zur naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung in der 
Bauleitplanung können die Flächen innerhalb des Geltungsbereiches folgenden 
Nutzungstypen zugeordnet werden 

 
- Landwirtschaftlich intensiv genutzte Fläche, Acker/Intensivgrünland (Gebiet mit geringer 

Bedeutung für den Naturhaushalt und das Landschaftsbild) 
 

- Bereits durch Gebäude oder Verkehrsflächen versiegelte Bereiche (Gebiet mit geringer 
Bedeutung für den Naturhaushalt und das Landschaftsbild) 

 
- Intensiv gepflegte, private Grünfläche (Gebiet mit geringer Bedeutung für den 

Naturhaushalt und das Landschaftsbild) 

 
- Gebüsch und Hecken inkl. Einzelbäume (Gebiet mit mittlerer bis hoher Bedeutung für 

den Naturhaushalt und das Landschaftsbild) 
 

Aufgrund der geplanten Entwicklung liegt mit einer festgesetzte GRZ von 0,8 ein hoher 
Versiegelungsgrad vor. Gemäß dem aktuellen Leitfaden ergibt sich daraus bei Eingriffen in 
Flächen mit geringer Bedeutung für den Naturhaushalt und das Landschaftsbild ein 
Eingriffsfaktor von 0,8. 

Die Flächenverteilung der Eingriffsschwere und des Ausgleichsbedarfs ist unter der 
nachfolgenden Tabelle aufgeschlüsselt. 

Bestandserfassung Schutzgut Arten und Lebensräume 

Code 
BNT-
Liste 

Bezeichnung Fläche 
(m²) 

Bewertung 
(WP) 

GRZ/ 

Eingriffsfaktor 

Ausgleichsbedarf 
(WP) 

A11 Acker, intensiv 
bewirtschaftet 

18.497 2 0,8 29.595 

P4 Private 
Grünfläche, 
intensiv gepflegt 

9.700 5 0,8 38.800 

B111 Gebüsche und 
Hecken inkl. 
Einzelbäume 

2.054 10 0,8 16.432 

V5 Grünflächen 
entlang von 
Verkehrsflächen 

997 3 0 0 

X4 Gebäude 
Gewerbe, 
Verkehrsfläche  
versiegelt 

2.839 0 0 0 

 

 Summe 34.087 m²                                                                    84.827 WP 
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Planungsfaktor Begründung Sicherung 

Festsetzung einer extensiven 
Dachbegrünung 

Rückhaltung von Niederschlagswasser. 
Durch Verdunstung kann ein Teil des 
Niederschlagswassers wieder dem 
natürlichen Wasserkreislauf zugeführt 
werden. Positive Wirkung auf das 
Kleinklima. 

Festsetzung im BP 
auf Grundlage § 9 
Abs. 1 Nr. 20  i.V.m. 
25a BauGB  

Verwendung von 
versickerungsfähigen Belägen 
bei Stellplätzen. 

Erhalt der Wasseraufnahmefähigkeit des 
Bodens. 

Festsetzung im BP 
auf Grundlage § 9 
Abs. 1 Nr. 20 i.V.m. 
25a BauGB 

Summe (max. 20%)                                                                                                              10 % 

Summe Ausgleichsbedarf                                                                                            76.344 WP 

 

Ausgleichsumfang Schutzgut Arten und Lebensräume 

M
aß

-n
ah

m
en

 N
r.

 

Ausgangszustand nach 
der BNT-Liste 

Prognosezustand nach der 
BNT-Liste 

Ausgleichsmaßnahme 

C
o

d
e 

B
ez

ei
ch

n
u

n
g

 

B
ew

er
tu

n
g

 
(W

P
) 

C
o

d
e 

B
ez

ei
ch

n
u

n
g

 

B
ew
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tu

n
g

 
(W

P
) 

F
lä

ch
e 

(m
²)

 

A
u

sg
le

ic
h

su
m

f
an

g
 (

W
P

) 

1 A11 Acker, 
intensiv 
bewirtschaft
et 

2 X2 Gewerbegebie
t 

1 14.402 14.402 

(GRZ 0,8 
von 18.002 
GE) 

2 P4 Private 
Grünfläche, 
intensiv 
gepflegt 

5 X2 Gewerbegebie
t 

1 7.760 7.760 

(GRZ 0,8 
von 9.700 
GE) 

3 A11 Acker, 
intensiv 
bewirtschaft
et 

2 B111 Gebüsche und 
Hecken inkl. 
Einzelbäume 

10 553 5.530 

4 B111 Gebüsche 
und Hecken 
inkl. 
Einzelbäum
e 

10 X2 Gewerbegebie
t 

1 1.076 861 

(GRZ 0,8) 

5 X4 Gebäude 
Gewerbe, 
Verkehrsfläc
he  
versiegelt 

0 B111 Gebüsche und 
Hecken inkl. 
Einzelbäume 

10 93 930 
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6 A11 Acker, 
intensiv 
bewirtschaft
et 

2 P4 Private 
Grünfläche, 
intensiv 
gepflegt 

5 3.600 3.600 

7 P4 Private 
Grünfläche, 
intensiv 
gepflegt 

5 P4 Private 
Grünfläche, 
intensiv 
gepflegt 

5 1.940 1.940 

8 V5 Grünflächen 
entlang von 
Verkehrsfläc
hen 

3 V5 Grünflächen 
entlang von 
Verkehrsfläche
n 

3 1.105 3.315 

9 B111 Gebüsche 
und Hecken 
inkl. 
Einzelbäum
e 

10 B111 Gebüsche und 
Hecken inkl. 
Einzelbäume 

10 1.000 10.000 

10 X4 Gebäude 
Gewerbe, 
Verkehrsfläc
he  
versiegelt 

0 X4 Gebäude 
Gewerbe, 
Verkehrsfläche  
versiegelt 

0 2.558 0 

Summe Ausgleichsumfang in Wertpunkten                                                              48.338 WP 

 

Bilanzierung 
Summe Ausgleichsumfang                                                                                            76.344 WP 
 
Summe Ausgleichsbedarf                                                                                            -48.338 WP 
Differenz                                                                                                                      -28.006 WP 

 

Berechnung der Kompensation und  
Um den Eingriff zu mindern und zu minimieren werden innerhalb des Geltungsbereichs 
mehrere grünordnerische Maßnahmen festgesetzt.  

So werden im Bebauungsplan verbindlich nachfolgende Minimierungs- und 
Minderungsmaßnahmen getroffen. 

- Es wird festgesetzt, dass Flachdächer von Haupt und Nebengebäude extensiv zu begrünen 
sind. 

- Es wird festgesetzt, dass bei Stellplätzen versickerungsfähige Beläge zu verwenden sind. 

Diese getroffenen Maßnahmen wirken sich positiv auf die Flora und Fauna sowie auf das 
Kleinklima aus, weshalb der ermittelte Ausgleichsbedarf in Wertpunkte um 10 % reduziert wird. 

 
8.2  Ausgleichsfläche 
Für die Kompensation des Eingriffs ist ein Ausgleichsbedarf von 48.338 Wertpunkten 
notwendig. Davon können ein Teil innerhalb des Geltungsbereiches durch die 
Randeingrünung, die Baumpflanzungen und die Anlage der privaten Grünfläche ausgeglichen 
werden. Der darüberhinausgehende Kompensationsbedarf von 28.006 Wertpunkte ist auf 
einer externen Fläche auszugleichen. 
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Die genaue externe Ausgleichsfläche und -maßnahmen wird im weiteren Verfahren benannt 
und mit der unteren Naturschutzbehörde direkt abgestimmt.. 
 

9.  Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei 
Nichtdurchführung der Planung 

 Bei Nichtdurchführung der Planung würde die Fläche weiterhin als landwirtschaftlich intensiv 
genutzte Ackerfläche bzw. als Private Grünfläche einschließlich der bestehenden Lagerhalle 
und Zufahrten sowie Hofflächen genutzt werden. Die Fläche bliebe in der landwirtschaftlichen 
Bewirtschaftung bzw. würden die privaten Wiesenflächen weiterhin intensiv gepflegt. Die 
bestehende Eingrünung sowie die Bestandsbäume könnten sich im Laufe der Zeit weiterhin 
entwickeln. 
 

10. Alternative Planungsmöglichkeiten 
Im Rahmen des Bauleitplanverfahrens wurde eine Standortuntersuchung durchgeführt. 
Dabei wurden sämtliche bestehende und in Planung befindliche Gewerbeflächen der Stadt 
Vöhringen im Hinblick auf geeignete und verfügbare Gewerbeflächen hin untersucht und 
bewertet. Die Untersuchung kommt dabei zu dem Ergebnis, dass derzeit keine weiteren 
geeigneten Flächen (Innenbereichsflächen) für eine gewerbliche Entwicklung zur Verfügung 
stehen. 
 

11. Hinweise auf Schwierigkeiten und Kenntnislücken 
Es lagen die Grundlagen des Daten- und Kartendienst des LfU, der Regionalplan, der 
GeofachdatenAltas Bayern vor. Eine artenschutzrechtliche Untersuchung sowie eine 
immissionsschutzrechtliche Untersuchung werden im weiteren Planungsprozesses erarbeitet. 
Die Ergebnisse werden mit den Fachbehörden abgestimmt und in der weiteren Planung 
berücksichtigt.  

Der vorliegende Umweltbericht orientiert sich am Leitfaden "Bauen im Einklang mit Natur und 
Landschaft – Eingriffsregelung in der Bauleitplanung des Bayerischen Staatsministeriums für 
Landesentwicklung und Umweltfragen" 2021. Die Analyse und Bewertung der Schutzgüter 
erfolgte verbal-argumentativ.  
 

 

12. Maßnahmen zur Überwachung (Monitoring) 
Die externen Ausgleichsflächen und -maßnahmen werden im Laufe des Planungsprozesses 
noch bestimmt.   

Sollten im Zuge von Baumaßnahmen im Bereich des Bebauungsplanes 
Altlastenverdachtsflächen bzw. ein konkreter Altlastenverdacht oder sonstige schädliche 
Bodenverunreinigung angeschnitten werden, sind die Fachbereiche am Landratsamt Alb-
Donau-Kreis zu informieren. In Absprache mit den Fachbereichen des Landratsamtes sind 
diese Flächen im Vorfeld mit geeigneten Methoden zu erkunden und zu untersuchen und für 
die weitere Bauabwicklung geeignete Maßnahmen festzulegen. 

 

13. Allgemein verständliche Zusammenfassung 
Der Bebauungsplan „Gewerbegebiet Ulmer Straße – Robert-Bosch-Straße“ liegt zwischen den 
südlich und nördlich angrenzenden Gewerbeflächen der Stadt Vöhringen. Mit der Entwicklung 
wird Eine Lücke zwischen den Gewerbegebieten geschlossen. 

Innerhalb des Vorhabenstandorts ist der Neubau von gewerblichen Gebäuden mit den 
dazugehörigen Zufahrten, Stellplätzen und Außenanlagen geplant. 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes, welcher auf der Gemarkung Vöhringen liegt, 
umfasst die Grundstücke Nr. 600, Nr. 602 Nr. 603 und Nr. 618/1 (Teilfläche) mit einer 
Gesamtgröße von ca. 3,4 ha. 
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Erschlossen wird das Plangebiet über die Robert-Bosch-Straße. 

Entsprechend den Vorgaben des Baugesetzbuches wurden schutzgutbezogen die 
Auswirkungen des Vorhabens geprüft. Die Festsetzung als Sondergebiet mit den 
dazugehörigen Zufahrten, Zuwegungen und Stellplätze führt zu Eingriffen in den 
Naturhaushalt. Als schwerwiegendste können dabei die Eingriffe in das Schutzgut Wasser, 
Boden und Kultur- und Sachgüter beschrieben werden, da durch die Überbauung die 
Grundfläche zur Versickerung, sowie die natürlichen Bodenfunktionen verloren gehen. 

Nachfolgend sind die wichtigsten Ergebnisse kurz tabellarisch dargestellt.  

Schutzgut Eingriffsschwere 
Mensch - 

Pflanzen und Tiere - 
Fläche gering 
Boden gering bis mittel 
Wasser gering bis mittel  
Klima gering 

Landschaftsbild gering 
Kultur- und Sachgüter keine 

 
Es ist ein naturschutzrechtlicher Ausgleich im Sinne von § 1a Abs. 3 BauGB zur Vermeidung 
nachteiliger Auswirkungen auf Natur und Landschaft erforderlich, der 48.338 Wertpunkte 
umfasst. Ein Teil des Ausgleichbedarfs kann innerhalb des Geltungsbereiches in Form der 
Randeingrünung und der Baumpflanzungen erbracht werden. Der darüberhinausgehende 
Kompensationsbedarf von 28.006 Wertpunkte ist außerhalb des Geltungsbereiches zu 
erbringen. Die externe Ausgleichsfläche und -maßnahme wird im weiteren Verfahren bestimmt 
und mit der Unteren Naturschutzbehörde abgestimmt. 
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